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Beruflicher Wiedereinstieg nach der Familienphase 
mit Hilfe von Einarbeitungsmaßnahmen

Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung des Modellprogramms 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

zur Wiedereingliederung von Frauen 
nach der Familienphase in das Erwerbsleben
von Friederike Behr i nger ,  Ellen K i r n e r  und Erika S c h u l z

1. Gesellschaftliche Rahmenbedingungen 
und Ziele des Modellprogramms

Die weit überwiegende Zahl der Mütter unterbricht zu­
gunsten der Kindererziehung mindestens einmal die Er­
werbstätigkeit für längere Zeit; auch von den jüngeren 
Frauen mit einem oder mehreren Kindern ist nur ein kleiner 
Teil kontinuierlich erwerbstätig1. Oft läßt sich die Betreu­
ung und Erziehung von Kindern nicht mit der Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit vereinbaren, weil einerseits öffentli­
che Angebote der Kinderbetreuung nicht in ausreichen­
dem Maße zur Verfügung stehen (ungenügende Zahl der 
Plätze in solchen Einrichtungen, unzureichende Betreu­
ungszeiten) und andererseits Teilzeitarbeit nicht im ge­
wünschten Ausmaß angeboten wird. Es ist aber nicht die 
Unvereinbarkeit von Familie und Beruf allein, die zumeist 
für die Mütter (und nur sehr selten für die Väter) zu Unter­
brechungen der Erwerbstätigkeit führt. Häufig ist es auch 
der Wunsch der Frauen, ihre Kinder selbst zu betreuen.

Gesellschaftspolitisch wird der Ausstieg aus der Er­
werbstätigkeit gefördert: Das Ehegatten-Splitting bei der 
Einkommensteuer und die „Mitversicherung” in der 
gesetzlichen Renten- und Krankenversicherung des Ehe­
mannes begünstigen die Nichterwerbstätigkeit verheirate­
ter Frauen. Die Voraussetzungen für die Unterbrechung 
der Erwerbstätigkeit nach der Geburt eines Kindes sind in 
den letzten Jahren durch das Erziehungsgeld und durch 
die Anrechnung von Erziehungsjahren bei der Rente ver­
bessert worden. Allerdings wollen oder müssen Mütter 
häufiger als früher nach einer „Familienphase” wieder 
eine Erwerbstätigkeit aufnehmen2. Dies stößt auf erhebli­
che Schwierigkeiten3. Um dem Ziel der Gleichberechti­
gung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt näher zu kommen, 
ist es unabdingbar, nicht nur die Voraussetzungen für die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Mütter und Väter zu 
verbessern, sondern auch die Wiedereingliederung nach 
einer Familienphase zu fördern.

Das „Modellprogramm des Bundesministeriums für Fa­
milie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) zur Wieder­

eingliederung von Frauen nach der Familienphase in das 
Erwerbsleben mit Hilfe von Einarbeitungsmaßnahmen und 
unter Berücksichtigung des ländlichen Raumes” ist Be­
standteil der Politik der Bundesregierung zur Förderung 
der beruflichen Wiedereingliederung von Frauen.

Nach Berechnungen des DIW wollten 1989 rund 2 Mill. 
Frauen in Westdeutschland innerhalb der nächsten fünf 
Jahre wieder erwerbstätig werden4, darunter gut 1,1 Mill. 
Frauen, die als Grund für die letzte Unterbrechung der Er­
werbstätigkeit Heirat, Kindererziehung oder Pflege von Fa­
milienangehörigen genannt haben. Diese Frauen sind 
zwar überwiegend gut ausgebildet, angesichts der hohen 
Arbeitslosigkeit ist es für sie jedoch schwierig, eine neue 
Arbeitsstelle zu finden. Infolge der Unterbrechung der Er­
werbstätigkeit haben es Berufsrückkehrerinnen schwerer 
als andere Arbeitsuchende. Zwar wurden durch ihre Tätig­
keiten in der Familienphase bestimmte „Schlüsselqualifi­
kationen” (z.B. Kooperationsfähigkeit, Organisationsta­
lent) gestärkt, die — wenn auch in verschiedenen Berufen 
in unterschiedlichem Maße — für die berufliche Tätigkeit 
von großer Bedeutung sind. Sie müssen sich allerdings 
verbinden mit beruflichen Fertigkeiten, Fähigkeiten und 
Kenntnissen. Während bei den Schlüsselqualifikationen 
für die meisten Berufsrückkehrerinnen ein Qualifikations­
zuwachs in der Familienphase unterstellt werden kann, tritt 
in bezug auf die fachlichen Qualifikationen durch die tech­
nische Entwicklung, veränderte Tätigkeitsprofile und Ar­
beitsplatzanforderungen vielfach eine Entwertung ein. Mit 
zunehmender Dauer der Unterbrechung der Berufstätig­
keit nimmt daher die Notwendigkeit von Qualifizierungs­
maßnahmen für Berufsrückkehrerinnen zu.

1 Kirner, Schulz (1992a), S. 249 ff.

2 Kirner, Schulz (1992b), S. 17 ff; Engelbrech (1987), S. 188 ff.; 
Engelbrech (1993a).

3 Engelbrech (1989), S. 109.

4 Auswertung auf der Grundlage des Sozio-ökonomischen Pa­
nels (SOEP). Vgl. Behringer, Schulz (1992), S. 397 ff.
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Allerdings unterstellen Arbeitgeber5 mehrheitlich be­
reits bei über ein Jahr hinausgehenden Unterbrechungs­
zeiten Reintegrationsprobleme, sofern es sich um qualifi­
zierte Tätigkeiten handelt. Dabei gibt es keine nennenswert 
unterschiedlichen Einschätzungen zwischen Betrieben 
mit und ohne Erfahrungen mit Berufsrückkehrerinnen6. 
Gerade bei Betrieben ohne entsprechende Erfahrungen 
liegt der Verdacht nahe, daß die Vorbehalte gegenüber die­
sen Frauen und die unterstellten Qualifikationsdefizite vor 
allem Vorurteile widerspiegeln; aber auch bei Betrieben, 
die bereits Erfahrungen mit der Reintegration von Berufs­
rückkehrerinnen gemacht haben, können Vorurteile im 
Sinne „statistischer Diskriminierung” das Bild prägen. Al­
lein die Unterbrechung der Erwerbstätigkeit — auch im 
Rahmen des dreijährigen Erziehungsurlaubs — führt aus 
Sicht vieler Arbeitgeber zu Dequalifizierung; Unterbre­
chungszeiten sind damit ein Kriterium bei der Personalse­
lektion.

Um trotz dieser — aus Arbeitgebersicht erwarteten — 
Nachteile Berufsrückkehrerinnen wieder in das Erwerbs­
leben zu integrieren und die Einarbeitung der Berufsrück­
kehrerinnen qualitativ und quantitativ zu verbessern, er­
scheinen flankierende arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
erforderlich. Zwecks der Erprobung geeigneter Instru­
mente wird seit 1990 das Modellprogramm des Bundesmi­
nisteriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
durchgeführt7. Einarbeitungszuschüsse an die Arbeitge­
ber haben dabei die Funktion, die erwarteten betriebswirt­
schaftlichen Nachteile der Beschäftigung von Berufsrück­
kehrerinnen — insbesondere durch die wegen der Berufs­
unterbrechung länger als üblich dauernde Einarbeitung 
und Qualifizierung — auszugleichen.

Die Zielgruppe des Modellprogramms waren zunächst 
Frauen mittleren Alters, die nach einer Zeit ausschließli­
cher Familientätigkeit wieder in ihren Beruf zurückkehren 
wollen. Dieses Modellprogramm ist Anfang 1994 in ein Fol­
gemodell überführt worden, das die Situation von Frauen in 
den neuen Bundesländern besonders berücksichtigt. 
Über das Folgemodell wird gesondert berichtet; hier wer­
den die Ergebnisse des ursprünglichen Programms vorge­
stellt. Die durch das Modellprogramm geförderten Frauen 
sollen nach der Einarbeitung qualifizierte Tätigkeiten aus­
üben und nicht unterhalb des früheren Niveaus beschäftigt 
werden. Eine Mindestdauer der Familienphase war nicht 
vorgeschrieben; infolge der bevorzugten Förderung von 
Frauen mittleren Alters und der eingangs beschriebenen 
Rahmenbedingungen der Erwerbsbeteiligung von Frauen 
waren jedoch längere Unterbrechungszeiten zu erwarten. 
Insgesamt erfordert diese Zielsetzung Qualifizierungs­
maßnahmen, die in ihrem zeitlichen Umfang über das hin­
ausgehen, was bei der Einarbeitung von neu eingestell­
tem, einschlägig qualifiziertem Personal ohne Berufsunter­
brechung üblich ist. Die Richtlinien schlossen jedoch die 
Einarbeitung von Berufsrückkehrerinnen ohne berufliche 
Qualifikation oder einen Berufswechsel der Wiedereinstei­
gerinnen nicht aus. In diesen Fällen ist der Qualifizierungs­

bedarf nochmals höher, soll das Ziel des Modellpro­
gramms — Einarbeitung für qualifizierte Tätigkeiten mit 
langfristig guten Beschäftigungschancen — erreicht 
werden.

Das Modellprogramm des Bundesministeriums für Fa­
milie, Senioren, Frauen und Jugend weist gegenüber an­
deren Fördermaßnahmen für Berufsrückkehrerinnen ei­
nige Besonderheiten auf:

— Die Einarbeitung und Qualifizierung der Frauen ist an 
eine unbefristete, sozialversicherungsrechtlich voll ab­
gesicherte Beschäftigung gekoppelt. Die Arbeitgeber 
erhalten Einarbeitungszuschüsse, die beteiligten 
Frauen erhalten von Anfang an Lohn oder Gehalt.

— Die Einarbeitungspläne werden von den Arbeitgebern 
(ggf. in Zusammenarbeit mit Weiterbildungsträgern) er­
stellt. Dies erhöht die Chance der Vermittlung/Auffri­
schung von Qualifikationen, die am konkreten Arbeits­
platz tatsächlich benötigt werden (Effizienzkriterium). 
Bei anderen Programmen mußte dagegen festgestellt 
werden, daß einige der Beschäftigung vorgelagerte 
Kurse teilweise an den praktischen Erfordernissen der 
Arbeitswelt vorbeigingen und den Frauen keine ausrei­
chende Grundlage für den Wiedereinstieg in das Er­
werbsleben vermittelten.

— Die Qualifizierungsmaßnahmen haben einen direkten 
Bezug zum Arbeitsplatz. Dies dürfte die — auch nach 
Einschätzung von Arbeitgebern — ohnehin hohe Moti­
vation der Berufsrückkehrerinnen noch fördern.

— Gefördert werden Einarbeitungsmaßnahmen, mit 
deren Hilfe Berufsrückkehrerinnen in der Regel wieder 
in ihren früheren Beruf zurückkehren.

— Einarbeitungsmaßnahmen sollen so gestaltet werden, 
daß sie den Berufsrückkehrerinnen günstige Rahmen­
bedingungen für die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf bieten. Die Einarbeitung in Teilzeit ist eine Mög­
lichkeit hierfür.

— Anders als bei der AFG-Förderung sind die Meldung 
der Frauen beim Arbeitsamt und vorherige sozialversi­
cherungspflichtige Beschäftigung keine Voraussetzun­
gen für die Förderung. Bekanntermaßen melden sich 
viele Berufsrückkehrerinnen nicht beim Arbeitsamt.

— Das Modellprogramm ermöglicht die Einarbeitung von 
Berufsrückkehrerinnen in kleinen und mittleren Betrie­
ben, die alleine zumeist nicht in der Lage sind, eigene 
Förderprogramme aufzustellen. Gerade in solchen Be­

5 Arbeitgeber sind neben Betrieben auch freiberuflich Tätige 
(z.B. Ärzte), Interessenvertretungen, gemeinnützige Vereine etc. 
Die Begriffe „Arbeitgeber” und „Betrieb” werden im folgenden sy­
nonym gebraucht.

6 Engelbrech (1993b), S. 21 ff.

7 Bundesminister für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(1990).
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trieben findet die Mehrzahl der Frauen in Westdeutsch­
land Beschäftigung8.

2. Evaluation des Modellprogramms

Das DIW hat die wissenschaftliche Begleitung sowohl 
für das ursprüngliche Modellprogramm (dort arbeitsteilig 
mit dem Institut für Sozialwissenschaftliche Analysen und 
Beratung)9 als auch (allein) für das Folgeprogramm über­
nommen. Der hier vorgelegte Bericht bilanziert den Erfolg 
des Teils des bisherigen Modellprogramms, der vom DIW 
wissenschaftlich begleitet wurde10. Insgesamt wurden im 
Rahmen dieses Teils des Modellprogramms Einarbei­
tungsmaßnahmen für 192 Frauen in 157 Betrieben geför­
dert11. Zwei Themenkreise stehen im Mittelpunkt der Eva­
luation:

— Schwierigkeiten und Erfolge bei der Implementation 
und Durchführung der Maßnahmen

— Wirkungen des Modellprogramms.

2.1 I m p l e m e n t a t i o n  und D u r c h f ü h r u n g  des 
M o d e l l p r o g r a m m s

Grundlage jeder Evaluation ist die Erfassung und syste­
matische Beschreibung der Maßnahmen, der daran betei­
ligten Personen und Institutionen, der zu beobachtenden 
Schwierigkeiten und Erfolge bei der Implementation und 
Durchführung der Maßnahmen. Die grundlegenden Fra­
gen im vorliegenden Fall sind:

— Welche Frauen wurden bei welchen Arbeitgebern mit 
welchen Einarbeitungsmaßnahmen eingearbeitet? 
Entsprechen die Teilnehmerstrukturen der Zielgruppe; 
in welchem Ausmaß wurde die Zielgruppe erreicht?

— Wie ist die Akzeptanz der Maßnahmen und des Pro­
gramms bei den verschiedenen Beteiligten der jeweili­
gen Modellversuche?

— Hat eine Einarbeitung im Sinne der Richtlinien stattge­
funden?

— Konnten die bei der Konzeption des Modellprogramms 
beabsichtigten Schwerpunkte realisiert werden; wel­
che Veränderungen der Konzeption wurden durch 
Schwierigkeiten bei der Implementation oder durch 
Zwischenergebnisse der Begleitforschung nahe­
gelegt?

2.1.1 Zielgruppe des Modellprogramms

Die Zielgruppe des Modellprogramms ist in den Richtli­
nien des Ministeriums in dreifacherWeise bestimmt:

— einzuarbeitende Frauen

— beteiligte Betriebe und Modellträger

— Modellversuchsregionen.

Die Ausschreibung des Modellprogramms im Bundes­
anzeiger vom 19. August 1989 und die Richtlinien in der

Fassung vom 1.11.1990 legten fest, daß es sich bei den ein­
zuarbeitenden Frauen um mittlere Altersgruppen handeln 
soll; das Durchschnittsalter der geförderten Frauen liegt 
bei rund 40 Jahren, nur etwa ein Fünftel ist jünger als 35 
Jahre. Im Vergleich zu der Gesamtheit der Frauen mit einer 
familienbedingten Unterbrechung der Erwerbstätigkeit 
und dem Wunsch nach Rückkehr in die Erwerbstätigkeit 
sind die geförderten Frauen damit deutlich älter; diese Se­
lektivität entspricht den Intentionen des Modellprogramms. 
Gefordert war darüber hinaus eine Unterbrechung der Be­
rufstätigkeit wegen der Betreuung der Kinder oder aus an­
deren familiären Gründen. Die geförderten Frauen hatten 
unmittelbar vor der Fördermaßnahme Familienphasen von 
durchschnittlich gut 10 Jahren; da Frauen zum Teil mehr 
als einmal die Erwerbstätigkeit unterbrechen, kann die 
Dauer der gesamten, überwiegend der Familie gewidme­
ten Zeit durchaus länger sein.

Bei 13 geförderten Frauen (das sind 7 vH) sprechen die 
Angaben in den Lebensläufen und/oder in den Fragebo­
gen dafür, daß es sich nicht um Berufsrückkehrerinnen im 
Sinne des Modellprogramms handelt; zumeist waren dies 
Frauen, die drei bis sechs Monate vor Beginn der Einarbei­
tungsmaßnahme noch sozialversicherungspflichtig be­
schäftigtwaren (wenn auch teilweise mit befristeten Verträ­
gen). Bei weiteren 21 geförderten Frauen (11 vH) erscheint 
es zweifelhaft, ob es sich hierbei um Berufsrückkehrerin­
nen im Sinne der Richtlinien handelt; hierunter sind viele 
Frauen, die vorher ohne sozialversicherungsrechtliche Ab­
sicherung (auch im Familienbetrieb) tätig waren. Nicht dem 
Wortlaut der Richtlinien, wohl aberden Intentionen des Mo­
dellprogramms widerspricht es, wenn Arbeitgeber (vor 
allem freiberuflich Tätige und andere kleine Selbständige) 
mit Hilfe des Modellprogramms ihre eigene Ehefrau, Le­
bensgefährtin oder Schwiegertochter einarbeiten, da zu 
vermuten ist, daß diese Frauen auch ohne die Förderung 
durch das Modellprogramm den Arbeitsplatz im Betrieb er­
halten hätten. Insgesamt 25 Frauen (das ist ein Achtel der 
geförderten Frauen) gehören somit nicht zur Zielgruppe 
des Modellprogramms, für eine etwas kleinere Zahl ist dies 
fraglich12.

8 Nach den Ergebnissen der Arbeitsstättenzählung 1987 arbei­
teten knapp zwei Drittel der erwerbstätigen Frauen in West­
deutschland in Betrieben mit höchstens 100 Beschäftigten.

9 Die Aufteilung erfolgte nach Berufsbereichen: Das Institut für 
Sozialwissenschaftliche Analysen und Beratung begleitete Mo­
dellversuche im Bereich der sozial-und gesundheitspflegerischen 
Berufe, das DIW in allen anderen Berufsbereichen. Vgl. hierzu Ab­
schnitt 3.

10 Die Vorgehensweise der wissenschaftlichen Begleitung ist 
im Anhang dokumentiert.

11 Zur Beteiligung am Modellprogramm und zur Datengrund­
lage dieses Berichts vgl. Abschnitt 2 im Anhang.

12 Im Folgemodell wurden die Richtlinien deshalb verändert; 
Förderungsvoraussetzung ist nunmehr, daß in den letzten 2 Jah­
ren vor Beginn der Maßnahme kein sozialversicherungspflichtiges 
Beschäftigungsverhältnis bestanden hat und keine Ehe oder enge 
verwandtschaftliche Beziehung zum Arbeitgeber besteht.
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Mit Hilfe des Modellprogramms sollten Frauen in der 
Regel in ihren erlernten Beruf zurückkehren; Frauen ohne 
berufliche Ausbildung gehören daher nur im Ausnahmefall 
zur Zielgruppe des Programms. Fast 90 vH der geförderten 
Frauen verfügen über eine abgeschlossene berufliche 
Ausbildung. Im Vergleich zu den Frauen insgesamt, die fa­
milienbedingt die Erwerbstätigkeit unterbrochen hatten 
und wieder eine Erwerbstätigkeit aufnehmen wollen, verfü­
gen die geförderten Berufsrückkehrerinnen über einen 
deutlichen Qualifikationsvorsprung.

Die ursprüngliche Konzeption des Modellprogramms 
zielte auf größere Unternehmen, die — möglichst über die 
gesamte Laufzeit des Modellprogramms — jährlich Grup­
pen von mindestens 8 Berufsrückkehrerinnen einarbeiten 
sollten. In Zeiten relativ hoher Arbeitslosigkeit, in denen 
zudem, wie gegenwärtig, die Fluktuation gering ist, sind 
Gruppeneinarbeitungsmaßnahmen nur in denjenigen Be­
trieben möglich, die traditionell einen hohen Frauenanteil 
aufweisen (und bei denen die Fluktuation höher als im Un­
ternehmensdurchschnitt ist), oder in Großbetrieben. In 
Großbetrieben sind jedoch zunehmend Betriebsvereinba­
rungen getroffen worden, die den Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeitern nach einer Phase der Kindererziehung die Rück­
kehr in den Betrieb in einem bestimmten zeitlichen Rah­
men garantieren. Frauen mit solchen Rückkehroptionen 
fallen nicht unter die Förderbedingungen des Modellpro­
gramms. Wie unsere gezielten Nachfragen ergeben 
haben, sind Unternehmen mit eigenen Fördermaßnahmen 
für ihre Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der Familien­
phase verständlicherweise auch nicht an „betriebsfrem­
den” Berufsrückkehrerinnen interessiert. Aufgrund von 
Ausnahmeregelungen (und im Folgeprogramm durch kon­
zeptionelle Änderungen) wurde die Förderung von Einzel­
maßnahmen (in Betrieben, die jeweils nur eine Berufsrück­
kehrerin einarbeiten) ermöglicht.

Die im Verlauf des Modellprogramms gemachten Erfah­
rungen bestätigen, daß die Beschäftigungschancen von 
Frauen — und insbesondere von Berufsrückkehrerinnen 
— in kleinen und mittleren Betrieben höher sind als in gro­
ßen Betrieben. Das Modellprogramm hat vor allem diejeni­
gen Betriebe angesprochen, bei denen Frauen traditionell 
eher Beschäftigung finden und die aufgrund ihrer Betriebs­
größe allein nicht in der Lage wären, eigene Frauenförder­
programme aufzustellen. In kleineren Betrieben gibt es 
überdurchschnittlich viele Teilzeitarbeitsplätze; die Mög­
lichkeit der Teilzeitbeschäftigung erleichtert die Vereinba­
rung von Familie und Beruf, somit also die Rückkehr von 
Frauen in die Erwerbstätigkeit. Zudem kann vermutet wer­
den, daß gerade in Kleinbetrieben immer noch ungenutzte 
Beschäftigungspotentiale, vor allem für Frauen, bestehen.

Etwa die Hälfte der am Modellprogramm beteiligten Be­
triebe hatte weniger als 10, zwei Fünftel hatten 10 bis 100 
Beschäftigte. Im Vergleich zur Arbeitsstättenzählung 1987 
sind die sehr kleinen Betriebe (mit weniger als 10 Beschäf­
tigten) im Modellprogramm trotz ihres hohen Anteils sogar 
noch unterrepräsentiert.

Die ursprüngliche Konzeption des Modellprogramms 
zielte auf eine starke Beteiligung von Modellträgern, die 
Angebot und Nachfrage koordinieren, Arbeitgeber und Be­
rufsrückkehrerinnen beraten und ggf. eigene Qualifizie­
rungsmaßnahmen durchführen sollten. Dieser Teil der 
Konzeption hat sich nicht bewährt13. Der den Modellträ­
gern gewährte Verwaltungskostenzuschuß war in seiner 
Höhe unabhängig davon, ob ausschließlich Koordinie- 
rungs- oder auch Qualifizierungsaufgaben übernommen 
worden waren. Aus dem Verwaltungskostenzuschuß war 
nach den Aussagen der beteiligten Modellträger die Quali­
fizierung nicht zu finanzieren; dies hat in einigen Fällen Mo­
dellversuche verhindert. Ungünstig hat sich darüber hin­
aus ausgewirkt, daß der Verwaltungskostenzuschuß in vol­
ler Höhe als Erfolgsprämie (abhängig von der Zahl der 
„vermittelten” geförderten Frauen) gewährt wurde und in 
seiner Höhe nach der wöchentlichen Arbeitszeit gestaffelt 
war. Die Kosten für die „Vermittlung” von Berufsrückkehre­
rinnen und für die Koordinierung von Einarbeitungsmaß­
nahmen sind bei angestrebter Teilzeitbeschäftigung je­
doch tendenziell höher als bei Vollzeitbeschäftigung.

Ursprünglich war vorgesehen, das Modellprogramm in 
27 ausgewählten Arbeitsamtsbezirken in allen Bundeslän­
dern durchzuführen. Es sollten sowohl städtische, ländli­
che als auch strukturschwache Gebiete berücksichtigt wer­
den. Die Beschränkung auf ausgewählte Regionen wurde 
rasch aufgegeben, der ländliche Raum sollte aber beson­
ders berücksichtigt werden. Die Förderung von Einzelmaß­
nahmen begünstigt die Wiedereingliederung von Frauen 
in den ländlichen Gebieten, weil es dort vor allem Klein- 
und Mittelbetriebe gibt, für die Gruppenmaßnahmen nicht 
in Frage kommen. 14 vH der beteiligten Betriebe sind in 
ländlich geprägten Regionen angesiedelt, weitere 12 vH 
haben ihren Standort in ländlichen Kreisen verdichteter 
Regionen. Ein Drittel der geförderten Betriebe befindet 
sich in Kernstädten mit hoher Bevölkerungsdichte.

2.1.2 Struktur der Einarbeitungsmaßnahmen

Voraussetzung für die Förderung war u.a., daß den Be­
rufsrückkehrerinnen in über die übliche Einweisung hin­
ausgehenden Maßnahmen berufliche Kenntnisse und Fer­
tigkeiten vermittelt werden. Um diese qualifizierende Ein­
arbeitung für den Arbeitgeber finanziell zu erleichtern, 
wurden Einarbeitungszuschüsse für 3 bis 12 Monate ge­
währt; in drei Vierteln der Fälle wurden Bewilligungen für 
eine Förderdauer von 6 Monaten ausgesprochen. Für ein 
Fünftel der Berufsrückkehrerinnen waren nach den Anga­
ben in den Antragsunterlagen Einarbeitungsmaßnahmen 
vorgesehen, die länger als der Förderzeitraum dauern soll­
ten. Insgesamt lag die durchschnittliche Förderdauer der

13 Im Folgeprogramm sind Modellträger nicht mehr vor­
gesehen.
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Einarbeitungsmaßnahmen bei 7,0 Monaten, die geplante 
Dauer der Einarbeitungsmaßnahmen bei 8,6 Monaten14.

Zur Dauer der Einarbeitung liegen von den geförderten 
Frauen etwa einen Monat nach Ende der vorgesehenen 
Einarbeitungsmaßnahmen hiervon deutlich abweichende 
Angaben vor. Die Hälfte der geförderten Frauen nannte 
Einarbeitungszeiten, die — z.T. sehr erheblich — unter den 
von ihren Arbeitgebern genannten jeweiligen Einarbei­
tungszeiten liegen. Ein Fünftel der Frauen gab an, daß eine 
Einarbeitung so gut wie nicht stattgefunden oder höch­
stens eine Woche gedauert habe. Dieser Widerspruch zwi­
schen den Angaben der Arbeitgeber zu Beginn der Maß­
nahmen und den Antworten der Frauen nach dem vorgese­
henen Ende der Einarbeitungszeit kann verschiedene 
Ursachen haben:

— Er kann erstens daher rühren, daß die betroffenen 
Frauen sich selbst und ihre Lernfortschritte bei der Ein­
arbeitung überschätzen (und folglich die Dauer der Ein­
arbeitung unterschätzen);

— er kann zweitens dadurch verursacht sein, daß die er­
forderliche Einarbeitungsdauer bei der Antragstellung 
von den Betrieben länger eingeschätzt wurde, als sie 
später tatsächlich war;

— drittens kann die beschriebene Diskrepanz auftreten, 
wenn der in den Antragsunterlagen vorgesehene Einar­
beitungsplan nicht realisiert wurde.

Zu dem ersten hier angesprochenen Punkt sind auf der 
Grundlage der Befragungen keine weiteren Aussagen zu 
treffen. Zumindest bei dem Fünftel der Frauen, nach deren 
Angaben die Einarbeitungsmaßnahme höchstens eine 
Woche gedauert oder praktisch nicht stattgefunden hat, ist 
es jedoch unwahrscheinlich, daß eine Selbstüberschät­
zung die Hauptursache für die Diskrepanz zu den Angaben 
der Arbeitgeber bezüglich der geplanten Einarbeitungs­
dauer war.

Zum zweiten Punkt gibt es aus den Befragungen der Ar­
beitgeber Hinweise darauf, daß die Einarbeitungsmaßnah­
men für Berufsrückkehrerinnen bei mehr als einem Fünftel 
der Fälle schneller abgeschlossen werden konnten als ur­
sprünglich erwartet15. Im Vergleich zu der sonst betriebs­
üblichen Einarbeitung erforderte die Einarbeitung der Be­
rufsrückkehrerinnen in einem Drittel der Fälle weniger Zeit 
als bei sonstigen Einstellungen, bei knapp einem Sechstel 
gab es keine Unterschiede. Inwieweit dies auch als Hinweis 
auf Mitnahmeeffekte zu interpretieren ist, wird in Abschnitt
2.3 diskutiert.

Befragt danach, ob die Einarbeitung wie geplant durch­
geführt wurde oder ob es Änderungen gab, antwortete die 
Mehrzahl der beteiligten Arbeitgeber, daß es keine Ände­
rungen gab; bei rund einem Sechstel der Einarbeitungs­
maßnahmen wurden jedoch ursprünglich vorgesehene 
außerbetriebliche Qualifizierungsmaßnahmen nicht 
durchgeführt16.

Zum dritten Punkt gibt es auch aus der Befragung der 
Frauen Hinweise darauf, daß die Berufsrückkehrerinnen

nach der Einarbeitung nicht für die Tätigkeiten eingesetzt 
wurden, die nach den Antragsunterlagen vorgesehen 
waren. Ziel des Modellprogramms war es, Berufsrückkeh­
rerinnen so einzuarbeiten, daß sie nach der Einarbeitung 
(wieder) qualifizierte Tätigkeiten ausüben können. Nach 
den Angaben in den Antragsunterlagen der Arbeitgeber 
waren für 60 vH der Berufsrückkehrerinnen nach der Ein­
arbeitung Tätigkeiten vorgesehen, deren Anforderungen 
für Fachkräfte mit abgeschlossener beruflicher Ausbildung 
typisch sind. Knapp ein Fünftel der Frauen sollte berufliche 
Tätigkeiten ausüben, die nur geringe fachliche Anforderun­
gen stellen; bei diesen Frauen war nach den Angaben in 
den Antragsunterlagen die fachliche Qualifizierung zu­
meist auf ein Vertrautwerden mit der Handhabung von 
technischen Geräten beschränkt. Für 11 vH der geförder­
ten Frauen waren Tätigkeiten mit hohem fachlichen Ni­
veau, zumeist verbunden mit der Übernahme von Füh­
rungspositionen, vorgesehen17.

Für die geförderten Frauen, die ca. 1 Monat nach Ende 
der geplanten Einarbeitungszeit noch im Einarbeitungsbe­
trieb beschäftigt sind, lassen sich die Angaben aus den An­
tragsunterlagen mit den Angaben der Frauen vergleichen. 
Bei drei Vierteln der Berufsrückkehrerinnen stimmen die 
Angaben in den Antragsunterlagen mit den Tätigkeitsbe­
schreibungen der Frauen überein. In den Fällen mit abwei­
chenden Einstufungen war in den Antragsunterlagen zu­
meist ein anspruchsvolleres Niveau angegeben, als es 
nach den Angaben der Frauen später realisiert wurde18. 
Auffallend ist, daß die Maßnahmen, die auf Tätigkeiten mit 
hohem fachlichen Niveau und die Übernahme leitender 
Positionen vorbereiten sollten, nur selten zur Übernahme 
solcher Positionen im Einarbeitungsbetrieb führten. Die in­
tensiven Gespräche mit den betroffenen Frauen und (so­
weit möglich) den Arbeitgebern deuten darauf hin, daß 
hierfür einerseits organisatorische Schwächen (ungenü­
gende zeitliche Vereinbarkeit von externer Qualifizierung 
und innerbetrieblicher Einarbeitung) eine bedeutende 
Rolle spielten, andererseits aber auch die den Berufsrück­
kehrerinnen in Aussicht gestellten leitenden Positionen gar 
nicht verfügbar waren. Zudem standen die (männlichen) 
Vorgesetzen dem Modellprogramm und der Aussicht,

14 Ergebnis der telefonischen Erstinterviews der Arbeitgeber; 
die Angabe zur geplanten Dauer der Einarbeitungsmaßnahmen 
erfolgte mithin in Kenntnis der Förderdauer.

15 Vergleich der Erwartungen der Arbeitgeber zu Beginn der 
Einarbeitung und der Beurteilung der abgeschlossenen Einarbei­
tung ca. 1 Monat nach ihrem Ende.

16 Die geänderten Richtlinien sehen vor, daß auf außerbetriebli­
che Qualifizierungsmaßnahmen nur in Ausnahmefällen verzichtet 
werden kann; die Durchführung ist nunmehr nachzuweisen.

17 Für weitere rund 11 vH der beantragten Einarbeitungsmaß­
nahmen reichen die Angaben in den Antragsunterlagen für eine 
Einstufung nicht aus.

18 Die Einschätzung des Niveaus der Tätigkeit wurde nicht von 
den Frauen selbst vorgenommen; die Beschreibungen der Tätig­
keiten in den Fragebögen und Antragsunterlagen waren Grund­
lage der Einstufung durch das DIW.
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künftig durch eine Berufsrückkehrerin vertreten zu werden, 
zumeist sehr skeptisch gegenüber. Mangelnde Eignung 
von Berufsrückkehrerinnen für die Übernahme von leiten­
den Positionen läßt sich aus den Ergebnissen nicht ab­
leiten.

Während nach den Angaben der Frauen in einem Viertel 
der Fälle die nach der Einarbeitung ausgeübten Tätigkei­
ten nicht mit dem übereinstimmen, was nach den Antrags­
unterlagen angestrebt war, geben die Arbeitgeber wesent­
lich seltener (6 vH) an, daß die Berufsrückkehrerin nicht mit 
den Tätigkeiten betraut sei, für die sie eingestellt und ein­
gearbeitet werden sollte; zumeist wird dabei darauf hinge­
wiesen, daß die Mitarbeiterin nunmehr anspruchsvollere 
Aufgaben übernommen hat. Dieser Widerspruch läßt sich 
nicht vollständig aufklären, könnte aber durch eine positiv 
gefärbte Beschreibung in den Antragsunterlagen verur­
sacht sein.

Zielsetzung des Modellprogramms war es auch, die 
Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf möglichst günstig zu gestalten. Für viele Frauen 
ist Teilzeitbeschäftigung eine Möglichkeit, familiäre Ver­
pflichtungen und Erwerbstätigkeit zu vereinbaren. Die 
Möglichkeit der Förderung von Einarbeitungsmaßnahmen 
in Teilzeitform wurde rege genutzt: 70 vH der geförderten 
Berufsrückkehrerinnen wurden in Teilzeitbeschäftigung 
eingearbeitet, 45 vH der geförderten Berufsrückkehrerin­
nen hatten zu Beginn der Einarbeitungszeit nach den An­
gaben der Arbeitgeber eine wöchentliche Arbeitszeit von 
mindestens 17, höchstens 20 Wochenstunden (= halbe 
Stelle), 26 vH eine von 21 bis unter 35 Stunden. Die verblei­
benden 30 vH sollten wöchentlich 37 bis 47 Stunden 
arbeiten19.

Zwei Drittel der teilzeitbeschäftigten Frauen haben sich 
für die Einarbeitungsmaßnahme entschieden, weil sie in 
Teilzeitform angeboten wurde. Für die meisten teilzeitbe­
schäftigten Frauen war die Einarbeitung in Teilzeit eine der 
wichtigsten Voraussetzungen für eine gelungene Einarbei­
tungsmaßnahme.

Keiner der beteiligten Arbeitgeber hat Kinderbetreu­
ungsmöglichkeiten in einem Betriebskindergarten oder 
durch Belegungsrechte in anderen Kindergärten angebo­
ten. Klar lassen die Antworten der am Modellprogramm be­
teiligten Arbeitgeber erkennen, daß aus ihrer Sicht die Or­
ganisation der Kinderbetreuung Aufgabe der Mütter ist.

Allerdings erschweren bereits die Kriterien für die Perso­
naleinstellung, die ein Teil der Arbeitgeber anlegt, die 
Rückkehr von Frauen mit kleinen Kindern in das Berufs­
leben; auch deshalb hat nur ein Achtel der geförderten Be­
rufsrückkehrerinnen Kinder im Vorschulalter20. Gut jeder 
vierte Arbeitgeber, der einer oder mehreren Frauen im Rah­
men des Modellprogramms die Rückkehr in den Beruf er­
möglicht, vertritt sogar die Norm, Mütter kleiner Kindersoll- 
ten keiner Erwerbstätigkeit nachgehen. Dies macht das Di­
lemma von Müttern in unserer Gesellschaft deutlich: 
Einerseits wird von ihnen eine Unterbrechung der Erwerbs­

tätigkeit erwartet, bis die Kinder größer sind, andererseits 
erschweren gerade lange Unterbrechungszeiten die Rück­
kehr in den Beruf.

2.1.3 Akzeptanz des Modellprogramms

Die Inanspruchnahme des Modellprogramms lag von 
Beginn des Förderzeitraums an deutlich unter den Erwar­
tungen des Initiators. Diese Zurückhaltung der Arbeitgeber 
ist zum Teil darauf zurückzuführen, daß das Modellpro­
gramm in der Öffentlichkeit zunächst zu wenig bekannt 
wurde. So ist mit der Öffentlichkeitsarbeit des Ministeriums 
die Zielgruppe der Arbeitgeber und potentiellen Modellträ­
ger insbesondere zu Beginn des Förderzeitraums nur un­
zulänglich erreicht worden. Die Änderung der Fördermo­
dalitäten im Zuge der Neufassung der Richtlinien (durch 
die u.a. Einzelmaßnahmen möglich wurden und regionale 
Begrenzungen wegfielen) ist zunächst kaum bekannt ge­
worden. Nach einer medienwirksamen Vorstellung der Zwi­
schenergebnisse des Modellprogramms auf einer Tagung 
des BMFSFJ im Herbst 1992 hat es einen Beteiligungs­
schub gegeben, wegen der Einstellung des Modellpro­
gramms zum 31.3.1993 und einer Bewilligungspause bis 
zum Inkrafttreten der Richtlinien für das Folgeprogramm 
(1.1.1994) war der Effekt dieser Tagung hinsichtlich einer 
Verstärkung der Inanspruchnahme allerdings begrenzt.

Aber auch die Ausgestaltung des Modellprogramms be­
gründete diese Zurückhaltung. Das DIW hat in einer 
Informations- und Akquisitionsaktion Gespräche mit etwa 
100 Arbeitgebern und Bildungsträgern geführt, die sich im 
Grundsatz für das Modellprogramm interessiert hatten 
oder nach unserer Einschätzung für eine Beteiligung in 
Frage kamen. Die Mehrheit der angesprochenen Unter­
nehmen/Bildungsträger zeigte nicht nur Interesse, son­
dern ließ sich Merkblätter und Richtlinien zusenden. Aber 
nur bei 10 Unternehmen hatten die beteiligten DIW-Mitar- 
beiterinnen den Eindruck gewonnen, daß eine Beteiligung 
am Modellprogramm mit einer gewissen Wahrscheinlich­
keit zu erwarten war (und sich später auch teilweise reali­
sierte).

Die häufigsten Argumente gegen eine Beteiligung 
waren:

— Die finanzielle Ausstattung sei zu gering, insbesondere 
für Berufsrückkehrerinnen mit langer Unterbrechungs­
dauer und hohem Qualifizierungsbedarf sei eine län­
gere Einarbeitungsmaßnahme erforderlich; die Zu­
schüsse seien vor allem bei Teilzeitbeschäftigung zu 
gering;

19 ln einigen Branchen und Berufen (z.B. für Speditionskauf­
leute) sind über 40 Stunden hinausgehende Wochenarbeitszeiten 
üblich. Für zwei Berufsrückkehrerinnen überstieg daher die Wo­
chenarbeitszeit 40 Stunden.

20 Auch die Festlegung der Zielgruppe des Modellprogramms 
(Frauen im mittleren Alter) ist ein Grund dafür, daß die Kinder der 
geförderten Berufsrückkehrerinnen bei Beginn der Einarbei­
tungsmaßnahmen zumeist schon älter als 10 Jahre sind.
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— AFG-Förderungsei für das Unternehmen vorteilhafter,

— betriebliche Vereinbarungen (z.B. zum Elternurlaub) 
stünden einer Beteiligung entgegen;

— der Betrieb würde gern am Modellprogramm teilneh­
men, es seien jedoch keine Berufsrückkehrerinnen zu 
finden;

— der Betrieb sei prinzipiell an einer Teilnahme inter­
essiert, es bestehe jedoch derzeit kein Personalbedarf,

— potentielle Modellträger blieben in ihrem Bemühen, 
Betriebe zu finden, erfolglos; hierbei wurde insbe­
sondere der geforderte unbefristete Arbeitsvertrag be­
reits zu Beginn der Maßnahme als Schwierigkeit ange­
führt. Übliches Verfahren vieler Betriebe sei der Ab­
schluß befristeter Verträge, die später — bei Bewäh­
rung — in unbefristete Arbeitsverhältnisse umgewan­
delt würden;

— der bürokratische Aufwand sei zu groß und die Bear­
beitungsdauer im Ministerium bis zur Bewilligung der 
Maßnahmen zu lang. Hierzu gehören auch Fälle, bei 
denen — nach Aussagen der Betriebe — die Einstel­
lung der vorgesehenen Berufsrückkehrerinnen im 
Zeitraum zwischen Antragstellung und Bewilligung er­
folgte, was die Beteiligung am Modellprogramm letzt­
lich verhinderte.

Ein Teil dieser Argumente betrifft zentrale Elemente des 
Modellprogramms, wie etwa der Abschluß unbefristeter Ar­
beitsverträge zu Beginn der Maßnahmen oder der Aus­
schluß der Förderung der Wiedereingliederung von Frauen 
mit einer Rückkehroption in den Betrieb. Anläßlich der Än­
derung der Richtlinien für das Folgeprogramm wurde auch 
die Möglichkeit genutzt, Teilzeitmaßnahmen noch besser 
zu fördern. Zwar liegen keine Informationen zur Bearbei­
tungsdauer vor, doch läßt sich vermuten, daß der Bearbei­
tungsaufwand im Ministerium wegen der unerwartet gro­
ßen Zahl von Einzelmaßnahmen (anstelle der ursprünglich 
geplanten Gruppenmaßnahmen) wesentlich höher als ge­
plant war; zeitliche Verzögerungen bis zur Erteilung des 
Bewilligungsbescheides erscheinen daher plausibel. Zu 
bedenken ist aber auch, daß die angesprochenen Arbeit­
geber und Bildungsträger möglicherweise nach Argumen­
ten suchten, die eigene Nichtbeteiligung zu „erklären”.

Die beteiligten Arbeitgeber wurden gefragt, ob sie das 
Modellprogramm zur Wiedereingliederung von Berufs­
rückkehrerinnen für erforderlich halten. Fast 90 vH der Be­
triebe bejahten dies. Als Gründe wurden am häufigsten 
„Finanzielle Anreize” und „Chance für Frauen" genannt. 
Dennoch hätte sich fast jeder zweite Arbeitgeber auch 
ohne das Modellprogramm für die Einstellung dieser Be­
rufsrückkehrerin entschieden. Die Teilnahme am Modell­
programm brachte für die Betriebe neben dem finanziellen 
Vorteil des Einarbeitungszuschusses in gewisser Weise 
auch Unbequemlichkeiten mit sich, wie die Formalitäten 
mit dem BMFSFJ und die Befragungen im Zusammenhang 
mit der wissenschaftlichen Begleitung. Insgesamt waren 
die Arbeitgeber zwar recht zufrieden mit dem Modellpro­

gramm: Jeder vierte war „voll und ganz” zufrieden, weitere 
45 vH der Arbeitgeber „im großen und ganzen”. Dennoch 
wurde der bürokratische Aufwand beklagt, und einige fan­
den die wissenschaftliche Begleitung lästig. Die Hälfte der 
Betriebe gab an, sich nicht ein weiteres Mal am Modellpro­
gramm beteiligen zu wollen. Über 40 vH dieser Arbeitge­
ber empfanden den bürokratischen Aufwand als zu hoch, 
gut 10 vH empfanden dies auch in bezug auf die wissen­
schaftliche Begleitung. Häufigster Grund war jedoch, daß 
kein weiterer Personalbedarf bestand.

Die geförderten Frauen sind diejenigen, die von dem Mo­
dellprogramm unmittelbar profitieren sollten. Ein Teil der 
Frauen hat von sich aus in Briefen und schriftlichen Kom­
mentaren darauf hingewiesen, wie wichtig aus ihrer Sicht 
diese Förderung für ihren beruflichen Wiedereinstieg war. 
Vier Wochen nach Ende der Einarbeitungsmaßnahme 
wurden die Frauen danach befragt, was für sie persönlich 
die wichtigsten Voraussetzungen für eine gelungene Wie­
dereinarbeitung sind. Auch aus Sicht der Frauen sind ei­
nige der zentralen Elemente des Modellprogramms beson­
ders wichtig: Jeweils drei Viertel nannten

— Einarbeitung am Arbeitsplatz,

— gute fachliche Einarbeitung,

— Einarbeitung in Teilzeit oder familienfreundliche Ar­
beitszeiten.

Rund 60 vH haben die Bedeutung von Lohn- bzw. Ge­
haltszahlungen schon während der Einarbeitungszeit her­
vorgehoben. Erstaunlicherweise wiesen nur gut 40 vH auf 
die Bedeutung eines unbefristeten Arbeitsvertrages von 
Anfang an hin. Aus Sicht der geförderten Frauen weniger 
wichtig waren dagegen Kinderbetreuungsmöglichkeiten, 
die Einarbeitung in einer Gruppe von Frauen, Frauen als 
Unterrichtskräfte oder persönliche Betreuung während der 
Einarbeitung.

Die Akzeptanz des Modellprogramms bei den Berufs­
rückkehrerinnen ist ausgesprochen gut; dies zeigt sich 
auch daran,

— daß ein Achtel der Arbeitgeber durch die Berufsrück­
kehrerinnen auf das Modellprogramm aufmerksam ge­
macht wurde,

— daß die meisten Frauen sich an den Befragungen im 
Rahmen der wissenschaftlichen Begleitung beteiligt 
haben, obwohl sie auf die Freiwilligkeit ihrer Antwort 
hingewiesen wurden. Auch in der dritten Befragung 
sechs Monate nach Ende der Einarbeitung lag die 
Rücklaufquote mit 95 vH außergewöhnlich hoch.

2 .2  W i r k u n g e n  der  M o d e l l v e r s u c h e

Ziel des Modellprogramms ist es, die Wiedereingliede­
rung von Berufsrückkehrerinnen zu verbessern. Das 
Hauptkriterium für den Erfolg der Einarbeitungsmaßnah­
men ist daher die stabile Wiedereingliederung von Frauen 
in qualifizierte Beschäftigung. Die verschiedenen an den 
einzelnen Einarbeitungsmaßnahmen beteiligten Akteure
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Kriterien für eine erfolgreiche 
Wiedereingliederung/Einarbeitung

Übersicht 1

(Berufsrückkehrerinnen, Arbeitgeber und teilweise Mo­
dellträger) legen unterschiedliche Erfolgskritieren an und 
gelangen möglicherweise zu unterschiedlichen Einschät­
zungen des Erfolgs. In solchen Fällen unterschiedlicher 
Einschätzungen kann gerade wegen der Zielsetzung des 
Modellprogramms eine Einarbeitungsmaßnahme nur 
dann als erfolgreich angesehen werden, wenn zumindest 
aus Sicht der Berufsrückkehrerin die Wiedereingliederung 
gelungen ist. Die Beurteilung des Erfolgs der Einarbei­
tungsmaßnahmen aus Sicht der Berufsrückkehrerinnen 
und der Einarbeitungsbetriebe wird sich vermutlich nicht 
nur dann unterscheiden, wenn die Berufsrückkehrerin aus 
dem Einarbeitungsbetrieb ausgeschieden ist; auch wenn 
die eingearbeitete Berufsrückkehrerin noch im Einarbei­
tungsbetrieb beschäftigt ist, ist durchaus vorstellbar, daß 
zwar der Arbeitgeber zufrieden ist, die Berufsrückkehrerin 
jedoch wegen Unzufriedenheit mit ihrer Stelle einen Ar­
beitgeberwechsel anstrebt. Die Erfolgskriterien im einzel­
nen können der Übersicht 1 entnommen werden.

2.2.1 Wirkungen der Modellversuche aus Sicht der Frauen

Knapp ein Drittel der geförderten Frauen ist sechs Mo­
nate nach Ende der geförderten Einarbeitung nicht mehr 
beim ursprünglichen Arbeitgeber beschäftigt. Obwohl der 
Weggang aus dem Einarbeitungsbetrieb für sich allein ge­
nommen noch keinen Hinweis auf Erfolg oder Mißerfolg der 
Wiedereingliederung von Frauen darstellt, hat der hohe 
Anteil überrascht. Basis für die Aussagen über den Weg­
gang vom ursprünglichen Arbeitgeber sind dabei einer­

seits die Angaben der Frauen, andererseits die Angaben 
der Arbeitgeber in schriftlichen und telefonischen Befra­
gungen. Nur zwei Drittel der betroffenen Frauen berichte­
ten selbst über ihren Weggang aus dem Einarbeitungsbe­
trieb, so daß über die Gründe des Weggangs und den der­
zeitigen Erwerbsstatus nur teilweise Angaben vorliegen. 
Unter Berücksichtigung aller verfügbaren Informationen 
muß für 10 bis 15 vH aller geförderten Berufsrückkehrerin­
nen das Scheitern des Wiedereinstiegs angenommen wer­
den, weil sie am Ende des Beobachtungszeitraums ar­
beitslos gemeldet waren oder — ohne beim Arbeitsamt ge­
meldet zu sein — die Erwerbstätigkeit zumindest vorüber­
gehend wieder aufgegeben haben21. Diese Abbruchquote 
ist in ihrer Größenordnung mit den Erfahrungen aus ande­
ren Wiedereingliederungsprojekten vergleichbar22.

Die Situation dieser Frauen im Vergleich zu ihrer Situa­
tion vor Beginn der Einarbeitungsphase hat sich insoweit 
verbessert, als sie durch die Einarbeitungsmaßnahme 
fachliche Qualifikationen erwerben oder auffrischen konn­
ten; auf Grund der durchschnittlichen Beschäftigungs­
dauer von mehr als 10 Monaten könnten einige der Abbre­
cherinnen auch (erneut) die Bedingungen für Leistungen 
des Arbeitsamtes erfüllen. Dem steht gegenüber die Ver­
schlechterung der persönlichen Situation durch das Erleb­
nis des Scheiterns, der Überforderung durch die Aufgaben 
in Familie und Erwerbstätigkeit.

Rund 80 vH aller geförderten Frauen sind 6 Monate nach 
Ende der Einarbeitungsmaßnahme erwerbstätig; die fol­
genden Analysen basieren auf den Angaben der 144 er­
werbstätigen Frauen, die den zu diesem Zeitpunkt ver­
schickten Fragebogen beantwortet haben.

Fast alle befragten Frauen sind zu diesem Zeitpunkt mit 
ihrer Lebenssituation als wieder berufstätige Frauen voll 
und ganz oder im großen und ganzen zufrieden; nur 13 
Frauen äußern sich hier negativer. Mehrheitlich gelingt es 
ihnen ihren Angaben zufolge gut, die Berufstätigkeit zeit­
lich mit dem Privatleben in Einklang zu bringen; bei einer 
recht großen Gruppe (45 vH) geht dies allerdings auf 
Kosten der Freizeit, und 3 Frauen vermelden ernste Pro­
bleme, Familien- und Erwerbstätigkeit miteinander zu ver­
einbaren. Dies liegt auch daran, daß die Arbeitsteilung in 
der Familie aus Sicht der Frauen häufiger nicht angemes­
sen ist; 37 vH der Frauen sind hier nur teilweise oder gar 
nicht zufrieden23. Diese Unzufriedenheit mit der Auf­
gabenteilung in der Familie beeinflußt aber nur bei einigen

21 Frauen, die erneut in Erziehungsurlaub oder wegen berufli­
cher Veränderung des Ehemanns in eine andere Stadt gezogen 
sind, werden nicht zu den Frauen mit gescheitertem Wiederein­
stieg gerechnet. Sie werden hinsichtlich des Erfolgs des Wieder­
einstiegs als neutrale Gruppe betrachtet.

22 Kutzner u.a. (1994), S. 47f.

23 Dieser Wert liegt deutlich höher als die Ergebnisse einer Be­
fragung im Herbst 1991 bei rund 800 Frauen im Alter von 16 bis 69 
Jahren in Westdeutschland, bei der sich nur 12 vH nicht zufrieden 
mit der Aufgabenverteilung im Haushalt äußerten (vgl. Institut für 
praxisorientierte Sozialforschung (IPOS) (1992, S. 29)).

Ziel des Modellprogramms ist die erfolgreiche Wiedereingliede­
rung von Frauen in qualifizierte Beschäftigung. Aus diesem 
Grunde hat die Beurteilung des Erfolgs der Maßnahme aus 
Sicht der Frauen Priorität.

Aus Sicht der Frauen:
Für eine Berufsrückkehrerin ist die Wiedereingliederung gelun­
gen, wenn sie

— die Einarbeitung nicht abbricht (es sei denn, dies erfolgt an­
gesichts anderweitiger besserer beruflicher Perspektiven),

— am Arbeitsplatz ihrer Qualifikation und Einarbeitung ent­
sprechend eingesetzt wird,

— (voll) mit ihrer beruflichen Situation zufrieden ist,

— Familien- und Erwerbstätigkeit gut miteinander vereinbaren 
kann.

Aus Sicht der Arbeitgeber:
Für Arbeitgeber ist die Einarbeitungsmaßnahme erfolgreich, 
wenn die Berufsrückkehrerin

— die Einarbeitungszeit nicht abbricht,

— voll am Arbeitsplatz eingesetzt werden kann,

— sich gut in den Betrieb integriert,

— voraussichtlich dem Betrieb länger erhalten bleibt.
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Schaubild 1

Erfolg der Wiedereingliederung aus Sicht der Frauen
(sechs Monate nach Ende der Einarbeitung)

10 -15  vH gescheitert 

N = 192 geförderte Frauen

Beruflich und

Beruflich und 
privat zufrieden

Fazit:
Wiedereinstieg ist
50 - 55 vH völlig zufriedenstellend gelungen
30 - 35 vH teilweise gelungen
15 - 20 vH nicht zufriedenstellend gelungen
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Frauen die allgemeine Lebenszufriedenheit in negativer 
Richtung. Dies dürfte auch darauf zurückzuführen sein, 
daß die traditionelle Arbeitsteilung gerade im mittleren Le­
bensalter besonders häufig für selbstverständlich gehalten 
wird24.

Auch mit der derzeitigen Tätigkeit zeigt sich die Mehr­
zahl der Berufsrückkehrerinnen zufrieden: Fast die Hälfte 
ist voll und ganz zufrieden, und insgesamt 85 vH sind den 
Antworten auf die direkte Frage zufolge zumindest im gro­
ßen und ganzen zufrieden.

Bei indirekten Fragen nach der Zufriedenheit ist das Bild 
nicht ganz so positiv: Unter den mit ihrer Arbeit zufriedenen 
Berufsrückkehrerinnen gibt es Frauen, deren derzeitige 
Tätigkeiten nicht oder nur teilweise den beruflichen Zielen 
entsprechen, oder die es für wahrscheinlich halten, daß sie 
in den nächsten 2 Jahren entlassen werden. Unter Berück­
sichtigung dieser zusätzlichen Indikatoren sind es immer 
noch fast zwei Drittel der erwerbstätigen Berufsrückkehre­

rinnen, die sich zufrieden mit ihrer beruflichen Situation 
äußern. Kombiniert man die Aussagen zur Zufriedenheit in 
den verschiedenen Lebensbereichen, so zeigt sich (vgl. 
Schaubild 1):

— Rund 60 vH der Berufsrückkehrerinnen, die 6 Monate 
nach Ende der Einarbeitungszeit erwerbstätig sind, äu­
ßern sich zufrieden über ihre berufliche Situation und 
ihre gesamte Lebenssituation;

— rund 35 vH sind nur teilweise zufrieden;

— nur 6 vH sind in beiden Bereichen unzufrieden.

Bei Einbeziehung der Frauen, deren Wiedereinstieg als 
gescheitert betrachtet werden muß, weil sie am Ende des 
Beobachtungszeitraums arbeitslos gemeldet oder in die 
„Stille Reserve” zurückgekehrt sind, läßt sich folgendes 
Fazit über den Erfolg der Wiedereingliederung aus Sicht 
der Frauen ziehen:

24 Vgl. Krüger (1984), S. 176 ff.
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— 50-55 vH der geförderten Berufsrückkehrerinnen ist 
der berufliche Wiedereinstieg gelungen, sie sind mit 
ihrer beruflichen Situation und ihrer gesamten Lebens­
situation als wieder erwerbstätige Frau (voll) zufrieden.

— 30-35 vH ist der berufliche Wiedereinstieg gelungen, 
sie sind aber mit ihrer Situation (Berufstätigkeit, Verein­
barkeit von Familie und Beruf) nur teilweise zufrieden.

— Für 15-20 vH war der Wiedereinstieg ein Fehlstart: Sie 
haben den Arbeitsplatz wieder verloren oder selbst ge­
kündigt, oder sie sind erwerbstätig, aber mit der berufli­
chen Situation unzufrieden, haben ernsthafte Pro­
bleme, die Berufstätigkeit mit den Aufgaben in der Fa­
milie in Einklang zu bringen, und sie sind mit ihrer 
gesamten Lebenssituation unzufrieden.

Unabhängig von der Zufriedenheit der Berufsrückkehre­
rinnen stellt sich die Frage, ob sie am Arbeitsplatz ihrer 
Qualifikation und Einarbeitung entsprechend eingesetzt 
werden. Dazu wurden die von den Frauen angegebenen 
Tätigkeiten nach ihrem fachlichen Anforderungsniveau 
eingestuft; gut ein Fünftel der erwerbstätigen Frauen übte 
dieser Einstufung folgend Tätigkeiten mit nur geringem 
fachlichen Anforderungsniveau aus. Die Mehrzahl dieser 
Frauen verfügt über eine abgeschlossene berufliche Aus­
bildung und wird damit nicht ihrem Qualifikationsniveau 
entsprechend eingesetzt. Mehr als die Hälfte der Frauen in 
Tätigkeiten mit geringem Anforderungsniveau ist mit ihrer 
beruflichen Situation nicht oder nur eingeschränkt zu­
frieden.

Weniger als die Hälfte der wieder erwerbstätigen Frauen 
berichtet, daß sich der (Ehe-)Partner oder die Kinder mehr 
an der Hausarbeit beteiligen. Um beiden Aufgabenberei­
chen gerecht werden zu können, haben viele Frauen posi­
tive Bewältigungsstrategien entwickelt; sie beschrieben 
dies als größere Gelassenheit, bessere Zeiteinteilung und 
die Schaffung von Freiräumen (jeweils rund 60 vH der 
Frauen). Die Hausarbeit wird in kürzerer Zeit erledigt, der 
eigene Perfektionsanspruch in diesem Bereich reduziert. 
Bei einem kleineren Teil der Frauen (ca. ein Drittel) zieht die 
Belastung das Gefühl nach sich, den Anforderungen nicht 
gerecht zu werden; sie geben an, daß sie sich nicht mehr 
ausreichend um Freunde/Bekannte kümmern können, ihre 
Verpflichtungen gegenüber anderen Menschen nur noch 
unzureichend erfüllen oder daß der Haushalt darunter lei­
det. Nur wenige Frauen meinen, daß ihre Kinder zu kurz 
kommen; hier ist daran zu erinnern, daß die meisten Kinder 
der geförderten Berufsrückkehrerinnen schon etwas älter 
sind. Frauen, denen der Wiedereinstieg völlig zufrieden­
stellend gelungen ist, geben deutlich häufiger positive Be­
wältigungsstrategien an und sind etwas seltener der An­
sicht, Verpflichtungen zu vernachlässigen.

Auf weitere indirekte Wirkungen der Einarbeitung zielt 
die Frage nach dem Selbstbild der Frauen und seiner Ver­
änderung im Laufe des Beobachtungszeitraums. Drei Vier­
tel der Frauen meinen, daß sie selbstbewußter geworden 
sind, 40 vH können sich nach eigener Einschätzung bes­

ser durchsetzen und besser mit Konflikten umgehen. Ein 
Drittel registriert einen Zuwachs an Kontaktfreudigkeit und 
Initiative. Selbstbewußtsein und Durchsetzungsvermögen 
wurde nach eigener Einschätzung bei den Frauen beson­
ders häufig gestärkt, denen der Wiedereinstieg völlig zu­
friedenstellend gelungen ist; bei der Fähigkeit, mit Konflik­
ten umzugehen und bei der Entwicklung von Initiative sind 
die Unterschiede weniger deutlich. Erwartungsgemäß sind 
es vor allem die Frauen, denen der Wiedereinstieg nicht zu­
friedenstellend gelungen ist, die sich überfordert fühlen 
oder weniger ausgeglichen sind.

Der Wiedereinstieg in die Erwerbstätigkeit war für die Be­
rufsrückkehrerinnen mit Hoffnungen, aber auch mit Be­
fürchtungen verbunden. Für fast 40 vH der erwerbstätigen 
Frauen haben sich die Hoffnungen erfüllt, und die Hälfte 
urteilt, daß es besser ging als befürchtet. Frauen, denen 
der Wiedereinstieg völlig zufriedenstellend gelungen ist, 
haben beides etwa gleich häufig angegeben; gut ein Fünf­
tel der Frauen, denen der Wiedereinstieg nur teilweise ge­
lungen ist, resümiert, daß sich ihre Hoffnungen erfüllt 
haben, zwei Drittel urteilen, daß es besser als befürchtet 
ging. Nur 12 der erwerbstätigen Frauen (8 vH) geben an, 
daß sie insgesamt enttäuscht sind oder daß sich ihre Be­
fürchtungen bestätigt hätten.

2.2.2 Wirkungen der Modellversuche 
aus Sicht der Arbeitgeber

Es gibt nur sehr wenige Betriebe, die sich am Modellpro­
gramm beteiligen, ohne einen konkreten Personalbedarf 
zu haben, die also ’’über den Bedarf hinaus” Frauen ein­
stellen, um ihnen die Chance eines Wiedereinstiegs zu er­
möglichen. Deshalb ist es ein wesentliches Kriterium für 
die Betriebe, daß ihre neue Mitarbeiterin nicht nur während 
der Einarbeitung, sondern — möglichst als vollwertige Ar­
beitskraft — länger im Betrieb beschäftigt bleibt: Zumeist 
sind die Arbeitgeber an einer langfristigen Mitarbeit inter­
essiert.

Daß etwa ein Drittel der Frauen sechs Monate nach Ende 
der Einarbeitung den Einarbeitsbetrieb wieder verlassen 
haben, könnte auf den ersten Blick aus Arbeitgebersicht 
negativ beurteilt werden. Bei einer differenzierteren Be­
trachtung und unter Auswertung aller zur Verfügung ste­
henden Informationen ergibt sich folgendes:

— Rund 10 vH dieser Frauen stehen dem Betrieb im Prin­
zip als Arbeitskraft zur Verfügung, entweder nach einer 
Unterbrechungsphase (Mutterschutz, Krankheit) oder 
in einer anderen Position (zeitlich, inhaltlich). Dies wird 
von den Arbeitgebern nicht als negativ angesehen.

— 10 vH dieser Frauen wird vom Arbeitgeber eine erfolg­
reiche Einarbeitung bescheinigt und sie hätten die 
Frauen auch gern behalten, die Frauen haben von sich 
aus jedoch den Betrieb verlassen. Die Betriebe haben 
dies bedauert.

— Bei jeder dritten dieser Frauen gab es bereits während 
der Einarbeitung Schwierigkeiten und teilweise auch
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Konflikte mit den Kolleginnen und Kollegen sowie den 
Vorgesetzten. In diesen Fällen wurde das Arbeitsver­
hältnis in gegenseitigem Einvernehmen gelöst oder es 
wurde den Frauen gekündigt.

— In einigen Fällen mußte der Betrieb der Frau aufgrund 
finanzieller Schwierigkeiten kündigen. Da dies in kei­
nem Zusammenhang mit dem Modellprogramm steht, 
wird dies als „neutraler Ausfall”  angesehen.

— Jede sechste Frau hat den Einarbeitungsbetrieb erst 
am Ende des Beobachtungszeitraumes verlassen, so 
daß die Betriebe zumindest für eine Zeitlang Nutzen 
aus der Einstellung der Frau gezogen haben. Für diese 
Frauen liegen Angaben der Betriebe aus allen Befra­
gungswellen vor. Diese Frauen sind in die folgenden 
Analysen mit elnbezogen.

— Für die restlichen Frauen liegen keine weiteren Infor­
mationen über die Gründe des Weggangs vor. Es ist zu 
vermuten, daß in diesen Fällen Schwierigkeiten und 
Konflikte aufgetreten sind, die Integration in den Betrieb 
also nicht gelungen ist.

Sicherlich ist es für den Arbeitgeber bedauerlich, fest­
stellen zu müssen, daß es mit neu eingestellten Mitarbeite­
rinnen Schwierigkeiten und Konflikte gibt. Handelt es sich 
lediglich um fachliche Defizite, werden zumeist die Einar­
beitungszeiten verlängert, kommen jedoch Konflikte mit 
Kolleginnen und Kollegen oder Vorgesetzten hinzu, ist eine 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses oftmals unumgäng­
lich. Dies gilt jedoch für jede Neueinstellung und ist nicht 
auf die Wiedereingliederung von Berufsrückkehrerinnen 
beschränkt. Angaben für vergleichbar abgegrenzte Grup­
pen liegen nicht vor; die hohe (möglicherweise überdurch­
schnittliche) „Kündigungsquote” der geförderten Berufs­
rückkehrerinnen beruht auch darauf, daß einem Teil der 
Berufsrückkehrerinnen die Möglichkeit eines beruflichen 
Aufstiegs oder einer beruflichen Stellung suggeriert wurde, 
für die es im Prinzip kaum eine Realisierungschance gab. 
Die Enttäuschung dieser Frauen über nicht eingehaltene 
Zusagen, aber auch die negative Einstellung ihrer Vorge­
setzten zu diesem Modellversuch führte zu Konflikten, und 
die Frauen haben oftmals von sich aus den Betrieb ver­
lassen.

Nach den Angaben der Arbeitgeber waren rund 6 Mo­
nate nach dem Ende der Einarbeitung noch 75 vH der ge­
förderten Berufsrückkehrerinnen bei ihnen beschäftigt. 
Diese Angaben unterscheiden sich in 10 Fällen von jenen 
der Frauen. Dies ist teilweise darauf zurückzuführen, daß 
die Beantwortung des Fragebogens durch Arbeitgeber 
und Berufsrückkehrerin nicht zeitgleich erfolgte und die 
Berufsrückkehrerin nach der Rücksendung des Fragebo­
gens durch den Arbeitgeber den Betrieb verlassen hat. Für 
143 Frauen können auf der Grundlage der Angaben der Ar­
beitgeber weitere Indikatoren der beruflichen Wiederein­
gliederung analysiert werden.

Fast allen diesen Frauen wird vom Arbeitgeber eine er­
folgreiche Wiedereingliederung bestätigt:

— 95 vH der Arbeitgeber sind mit der Arbeitsleistung ihrer 
neuen Mitarbeiterin „voll und ganz” oder „im großen 
und ganzen” zufrieden,

— 97 vH der Frauen ist nach Aussagen der Arbeitgeber die 
Integration in den Arbeitsablauf gut gelungen,

— 47 vH der Frauen wird bestätigt, daß sich durch sie das 
Betriebsklima verbessert hat,

— 71 vH der Arbeitgeber würden sich bei einer anstehen­
den Stellenbesetzung wieder für eine Berufsrückkehre­
rin entscheiden, weitere 20 vH unter bestimmten Vor­
aussetzungen (Qualifikation, Förderung),

— 90 vH der Arbeitgeber würden Betrieben in einer ähnli­
chen Situation die Einstellung von Berufsrückkehrerin­
nen empfehlen.

Da die Arbeitgeber in der Regel an einer langfristigen 
Mitarbeit im Betrieb interessiert sind, ist es auch wichtig, 
wie sie die künftige Entwicklung einschätzen. Mit Blick auf 
die nächsten zwei Jahre wird für nur wenige Frauen erwar­
tet, daß sie kündigen oder entlassen werden müssen25. 
Für rund ein Drittel der Frauen wird ein beruflicher Aufstieg 
erwartet. Bereits während des Beobachtungszeitraums 
hatte sich nach Angaben der Arbeitgeber die berufliche Po­
sition für gut 10 vH der Berufsrückkehrerinnen geändert, 
bis auf eine Ausnahme hin zu einer höheren Position mit 
zumeist anspruchsvolleren Tätigkeiten.

Faßt man diese Aussagen zu einem Indikator „Berufliche 
Integration” zusammen, so haben sich von denjenigen 
Frauen, die sechs Monate nach Ende der Einarbeitung 
noch beim selben Arbeitgeber beschäftigt sind, 85 vH be­
ruflich voll und ganz integriert (vgl. Kreis in Schaubild 2). 
Dies bedeutet, daß die Arbeitgeber mit der Arbeitsleistung 
dieser Frauen zumindest „im  großen und ganzen” zufrie­
den sind, ihnen die Integration in den Arbeitsablauf gut ge­
lungen ist und erwartet wird, daß sie in den nächsten zwei 
Jahren nicht kündigen oder entlassen werden müssen. Bei 
weiteren 12 vH dieser Berufsrückkehrerinnen ist der Ar­
beitgeber zwar mit der Arbeitsleistung zumindest „im gro­
ßen und ganzen” zufrieden, dennoch gab es einige aus der 
Sicht der Arbeitgeber negativ zu wertende Punkte: entwe­
der wurde erwartet, daß die Berufsrückkehrerin bald den 
Betrieb verläßt, oder die Integration in den Arbeitsablauf 
war nicht gut gelungen, oder sie paßte nicht gut ins Team. 
Bei lediglich 3 vH der Berufsrückkehrerinnen war der Ar­
beitgeber recht unzufrieden mit der Arbeitsleistung, und 
auch sonst gab es Schwierigkeiten.

Erweitert man den Betrachtungshorizont und bezieht in 
die Beurteilung der Wiedereingliederung aus Sicht der Ar­
beitgeber auch diejenigen Frauen mit ein, die am Ende des 
Beobachtungszeitraumes nicht im Betrieb erwerbstätig 
waren, läßt sich folgendes Fazit über den Erfolg des Mo­
dellprogramms aus Sicht der Arbeitgeber ziehen:

25 Darin sind die bereits oben angeführten Frauen enthalten, 
die nach Abschluß der Betriebsbefragung nach eigenen Angaben 
den Betrieb verlassen haben.
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Schaubild 2

Erfolg der Wiedereingliederung aus Sicht der Arbeitgeber
(sechs Monate nach Ende der Einarbeitung)

ca. 20 vH gescheitert 

N = 192 geförderte Frauen

Integration 
nicht gelungen

Integration 
teilweise gelungen

c>

Berufliche Integration in den 
Betrieb vollständig gelungen

Fazit:
Berufliche Integration in den Betrieb ist

65 - 70 vH völlig gelungen 
5 - 1 0  vH teilweise gelungen 

20 - 25 vH nicht zufriedenstellend gelungen
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— Rund zwei Dritteln der Frauen ist der berufliche Wieder­
einstieg im Einarbeitungsbetrieb voll gelungen und

— rund 10 vH der Frauen ist er teilweise gelungen.

— Für gut jede fünfte Frau muß aus Sicht des Einarbei­
tungsbetriebes eine negative Beurteilung erfolgen, weil 
die Frau den Betrieb verlassen hat. Zumeist gab es be­
reits vorher Schwierigkeiten, so daß auch kaum „Er­
träge” aus der Einstellung und Einarbeitung erzielt wer­
den konnten.

Neben diesen direkten Wirkungen gehen von den Mo­
dellversuchen auch indirekte Wirkungen aus. Hierzu ge­
hört die Haltung der Betriebe zur Gruppe der Berufsrück­
kehrerinnen und ihre Veränderung durch die Beteiligung 
am Modellprogramm. Insgesamt hatten die beteiligten Ar­
beitgeber bereits vor ihrer Teilnahme eine positive Einstel­
lung zu Berufsrückkehrerinnen. Besonders hervorgeho­
ben wurde die hohe Motivation dieser Frauen, ihre Zielstre­
bigkeit, ihr Beitrag zum guten Betriebsklima und ihre

Zuverlässigkeit. Durch die konkreten Erfahrungen mit der 
Einarbeitung von Berufsrückkehrerinnen hat sich bei 
jedem siebenten Arbeitgeber die Einstellung zu dieser Er­
werbstätigengruppe geändert, und zwar bis auf wenige 
Ausnahmen in positiver Richtung.

Insgesamt können die Modellversuche als recht erfolg­
reich eingestuft werden, denn auch von denjenigen Arbeit­
gebern, bei denen die Frauen im Beobachtungszeitraum 
ausgeschieden sind, liegen aus den Abschlußinterviews 
für rund 40 vH grundsätzlich positive Einschätzungen des 
Modellprogramms vor. Zusammen mit den Betrieben, die 
bei der Drittbefragung angaben, zumindest im großen und 
ganzen mit dem Modellprogramm zufrieden zu sein, liegen 
für rund zwei Drittel aller Maßnahmen positive Einschät­
zungen vor. Auch die von fast allen Arbeitgebern abgege­
benen Äußerungen in der Zweitbefragung deuten darauf 
hin. Denn drei von vier Arbeitgebern gaben an, sich in der 
gleichen Situation wieder für eine Berufsrückkehrerin ent­
scheiden zu wollen.
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2 .3  M i t n a h m e e f f e k t e

Fast alle am Modellprogramm beteiligten Betriebe hat­
ten zum Zeitpunkt der Antragstellung konkreten Personal­
bedarf. Durch das Modellprogramm wurden somit — bis 
auf einige, wenige Ausnahmen — keine zusätzlichen Ar­
beitsplätze geschaffen. Dies war auch nicht intendiert und 
konnte auch nicht erwartet werden. Der Erfolg des Modell­
programms ist vielmehr daran zu messen, daß Berufsrück­
kehrerinnen bei der Einstellung der Vorzug gegeben 
wurde.

Gut die Hälfte der Arbeitgeber hätte sich ohne das Mo­
dellprogramm nicht für die Einstellung einer Berufsrück­
kehrerin entschieden, aber lediglich 4 Betriebe hätten 
ohne Modellprogramm keine neue Mitarbeiterin (bzw. kei­
nen neuen Mitarbeiter) eingestellt. Dies bedeutet aber 
auch, daß die andere Hälfte der Arbeitgeber die Frau im 
Prinzip auch ohne finanzielle Förderung eingestellt hätte. 
Es könnte vermutet werden, daß bei diesen Arbeitgebern 
Mitnahmeeffekte vorliegen, wenn die Berufsrückkehrerin

— nicht gezielt eingearbeitet wurde,

— in einem engen persönlichen/verwandtschaftlichen 
Verhältnis zum Arbeitgeber steht,

— nur zur zeitweiligen Personalverstärkung eingestellt 
wurde.

Bei Frauen, die längere Zeit nicht mehr in ihrem Beruf 
tätig waren, wird erwartet, daß eine über das übliche Maß 
hinausgehende Einarbeitung erforderlich ist. Das Modell­
programm unterstützt den Wiedereinstieg deshalb durch 
einen zumindest teilweisen finanziellen Ausgleich der 
Mehraufwendungen. Liegen jedoch keine Mehraufwen­
dungen vor, sind die finanziellen Mittel für den Betrieb 
quasi ein „Zusatzertrag”. Jeder siebente Betrieb hat am 
Ende der Einarbeitung angegeben, daß es keine Unter­
schiede zur üblichen Einarbeitung gab. Von den Betrieben, 
die sich auch ohne Modellprogramm für die Einstellung der 
Berufsrückkehrerin entschieden hätten, waren es 17 vH. 
Jede fünfte Frau hat angegeben, daß eine Einarbeitung so 
gut wie nicht stattgefunden hat oder daß die Einarbeitung 
lediglich bis zu einer Woche gedauert hat. Jedoch gibt es 
kaum Fälle, in denen diese Aussagen der Frau mit den An­
gaben der Betriebe übereinstimmen. Etwas größer war die 
Übereinstimmung mit der Betriebsangabe „die Einarbei­
tung ging schneller”. Insgesamt kann aus diesen Aussa­
gen der Anteil der Mitnahmeeffekte jedoch nicht exakt 
quantifiziert werden.

Analysiert man deshalb zusätzlich die Frage, warum die 
Arbeitgeber an diesem Modellprogramm teilnehmen, so 
könnte der Kreis eventuell eingegrenzt werden. Rund 
20 vH der Arbeitgeber antworteten auf diese Frage „wegen 
des finanziellen Zuschusses”. Von diesen Betrieben gab 
rund jeder vierte an, daß er die Berufsrückkehrerin auch 
ohne das Modellprogramm eingestellt hätte. Zumindest für 
diesen Personenkreis könnten Mitnahmeeffekte vermutet 
werden.

Dies gilt sicherlich auch bei den Frauen, die in einem 
engen persönlichen oder verwandtschaftlichen Verhältnis 
zum Arbeitgeber (z.B. Ehefrau, Lebensgefährtin) stehen. 
Hier kann davon ausgegangen werden, daß diese Frauen 
auch ohne das Modellprogramm beschäftigt worden 
wären. In diesen Fällen (6 vH) sind Mitnahmeeffekte zu 
vermuten.

Daß Personal im Rahmen des Modellprogramms ledig­
lich zur zeitweiligen Personalverstärkung eingestellt 
wurde, dürfte nur in den Fällen relevant sein, bei denen 
Frauen nur kurze Zeit beschäftigt wurden und — ohne er­
kennbare Konflikte oder Einarbeitungsschwierigkeiten — 
zum Ende der Förderdauer entlassen wurden. Auch in den 
fünf Fällen, in denen die geförderten Berufsrückkehrerin- 
nen zum Ende der Förderdauer aus dem Betrieb ausge­
schieden sind, deuten die Ergebnisse der Befragungen 
darauf hin, daß es sich mehrheitlich nicht um solche offen­
sichtlichen Mitnahmeeffekte handelte. In drei Fällen wurde 
diesen Frauen nach Auskunft der Arbeitgeber gekündigt; 
dabei hat ein Unternehmen Konkurs angemeldet, zwei an­
dere Arbeitgeber haben angegeben, dies sei von vornher­
ein so beabsichtigt gewesen. Die von den Arbeitgebern ge­
nannten Kündigungsgründe legen nur in diesen beiden 
Fällen Mitnahmeeffekte nahe; die beiden Arbeitgeber ar­
gumentierten jedoch, daß sie die Chancen der Berufsrück­
kehrerin verbessern wollten, aus einem Arbeitsverhältnis 
heraus und mit den in der Einarbeitung erworbenen Quali­
fikationen bei einem anderen Arbeitgeber eine Stelle zu fin­
den oder sich selbständig zu machen. Folgt man dieser Ar­
gumentation, so ist in diesen Fällen eine ähnliche Motiva­
tion der Arbeitgeber anzunehmen wie bei der Ausbildung 
von Lehrlingen, die in vielen Unternehmen über den eige­
nen Bedarf hinaus erfolgt.

3. Vergleich zentraler Ergebnisse mit dem Teilprojekt 
„Krankenschwestern”

Die bislang dargestellten Ergebnisse bezogen sich auf 
den Teil des Modellprogramms, der vom DIW wissen­
schaftlich begleitet wurde. Das BMFSFJ hatte eine Auftei­
lung nach Berufsbereichen vorgenommen; die wissen­
schaftliche Begleitung im Bereich der sozial- und gesund­
heitspflegerischen Berufe wurde vom Institut für Sozial­
wissenschaftliche Analysen und Beratung (ISAB) 
übernommen26. Ein Vergleich der Wirkungen des Modell­
programms in beiden Bereichen stößt schon deshalb auf 
Schwierigkeiten, weil die berufsbereichsspezifischen Rah­
menbedingungen sehr unterschiedlich sind: Kranken­
schwestern sind gefragte Fachkräfte, die wegen der ange­
spannten Personalsituation im Pflegebereich auch bei lan­
ger Dauer der Unterbrechung der Erwerbstätigkeit „eine 
überaus günstige Ausgangssituation,,27 vorfinden. Der 
Wiedereinstieg in den Pflegebereich ist mithin für Berufs­
rückkehrerinnen auch ohne Modellprogramm leichter als

26 Vgl. Kasmann, Sommer (o.J.).

27 Vgl. Kasmann, Sommer (o.J.), S. 26.
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in den anderen Berufen, in denen keine Mangelsituation 
herrscht. Andererseits bestand und besteht im Pflegebe­
reich auch ohne Modellprogramm die Notwendigkeit, Per­
sonal einzustellen; der insgesamt hohe Personalbedarf ist 
auch bei den beteiligten Krankenhäusern noch nicht 
gedeckt28.

Auch im Bereich der gesundheits- und sozialpflegeri­
schen Berufe entsprach die Inanspruchnahme des Modell­
programms nicht den ursprünglichen Erwartungen. Das 
ISAB sieht einen wesentlichen Grund darin, daß die Förder­
mittel den Verwaltungs- und Kostenaufwand für die Organi­
sation und Durchführung der Einarbeitungsmaßnahme 
nicht deckten29. Für Modellträger (die bei den Modellver­
suchen im Pflegebereich eine große Rolle spielten, in den 
übrigen Berufsbereichen von geringer Bedeutung waren) 
war der gewährte Verwaltungskostenzuschuß auch nach 
den Befragungen des DIW unzureichend. Für die beteilig­
ten Arbeitgeber haben die Einarbeitungszuschüsse die 
Funktion, den erforderlichen Mehraufwand der Wiederein­
arbeitung von Berufsrückkehrerinnen (im Vergleich zur 
Einarbeitung anderer Stellenbewerber) auszugleichen. In 
einem Mangelberuf, in dem die Einstellung einschlägig 
qualifizierten Personals ohne Berufsunterbrechnung nur 
selten möglich ist, dürfte dieser Mehraufwand jedoch nur 
dann entstehen, wenn üblicherweise keine oder eine deut­
lich weniger aufwendige Einarbeitung durchgeführt 
wird30. Ein weiterer Grund wird darin gesehen, daß es den 
Krankenhäusern nicht in befriedigendem Umfang gelun­
gen ist, das Potential ausgebildeter, nicht mehr erwerbstäti­
ger Krankenschwestern zu erschließen31.

Obwohl das Modellprogramm im Bereich der gesund- 
heits- und sozialpflegerischen Berufe eine Einarbeitung für 
das gesamte entsprechende Berufsspektrum ermöglicht 
hätte, war es fast ausschließlich ein „Krankenschwestern- 
Projekt” ; dies überrascht insofern, als es auch in anderen 
Berufen dieses Berufsbereichs (z.B. Altenpfleger) Perso­
nalmangel gibt. Die beteiligten Einrichtungen waren über­
wiegend große Einrichtungen, auch im Vergleich zu der 
Größenstruktur der Krankenhäuser in der Bundesrepu­
blik32. Diese Einrichtungen verfügen häufig über eigene 
Schulen, die für die Erstausbildung von Krankenschwe­
stern sowie für deren Weiterbildung zuständig sind. Die im 
Teilprojekt des DIW beteiligten Arbeitgeber waren überwie­
gend kleine und mittlere Betriebe, die schon wegen ihrer 
Größe zumeist nicht über innerbetriebliche Weiterbil­
dungseinrichtungen verfügen; die Wiedereingliederung 
erfolgte in ein breites Spektrum von Berufen.

Die geförderten Frauen in beiden Teilprojekten waren 
überwiegend im mittleren Alter: das Durchschnittsalter im 
Teilprojekt Krankenschwestern lag mit 42 Jahren sogar 
noch etwas höher als im Teilprojekt des DIW (40 Jahre). Mit 
Hilfe des Modellprogramms sollten Frauen in der Regel in 
ihren erlernten Beruf zurückkehren; im Teilprojekt des DIW 
wurde auch Frauen ohne abgeschlossene Berufsausbil­
dung die Chance zur Wiedereingliederung geboten, wäh­
rend solche Frauen im Krankenschwestern-Teilprojekt

nicht zum Zuge kamen33. Es ist vermutlich auf die besse­
ren innerbetrieblichen Voraussetzungen für die Einarbei­
tung und Qualifizierung (innerbetriebliche Weiterbildungs­
einrichtungen) zurückzuführen, daß zwei Drittel der Einar­
beitungsmaßnahmen im Krankenpflegebereich maximal 4 
Monate Einarbeitungszeit vorsahen, aber auch darauf, daß 
fast alle Berufsrückkehrerinnen über eine einschlägige Be­
rufsausbildung und Berufspraxis verfügten34. Im Teilpro­
jekt des DIW verfügten rund 60 vH der geförderten Berufs­
rückkehrerinnen über eine einschlägige oder eng ver­
wandte Berufsausbildung. Fördermaßnahmen von 
weniger als 6 Monaten waren in diesem Bereich die Aus­
nahme. Gerade bei einem Berufswechsel sind längere Ein­
arbeitungsmaßnahmen erforderlich, um dem Ziel des För­
derprogramms — Wiedereingliederung in qualifizierte Tä­
tigkeiten — gerecht zu werden.

Insgesamt ist es mit Hilfe des Modellprogramms gut ge­
lungen, Berufsrückkehrerinnen wieder beruflich einzuglie­
dern. Einige Indikatoren sprechen dafür, daß dieses Ziel in 
den vom DIW begleiteten Modellversuchen etwas besser 
erreicht wurde:

— Stützt man sich ausschließlich auf die Ergebnisse der 
dritten Befragungen der Berufsrückkehrerinnen, so er­
geben sich nahezu gleich hohe Quoten von Frauen, die 
wieder aus der Erwerbstätigkeit ausgeschieden sind 
(7 vH bzw. 9 vH). Zu berücksichtigen ist jedoch, daß 
unter den Frauen, die den Fragebogen nicht beantwor­
ten, die Abbrecherinnen besonders stark vertreten 
sind35. Die ausgewiesenen Quoten unterschätzen 
damit das Ausmaß des Scheiterns der Berufsrückkehr; 
die Unterschätzung ist vermutlich im Bereich des ISAB- 
Teilprojektes wegen der niedrigeren Rücklaufquote 
größer als im Bereich des DIW-Teilprojektes36. Unter 
Berücksichtigung aller verfügbaren Informationen muß

28 Anders ist dies bei den kleinen und mittleren Arbeitgebern im 
DIW-Teilprojekt; hier bestand mehrheitlich nach der Einstellung 
der Berufsrückkehrerin kein weiterer Personalbedarf.

29 Vgl. Kasmann, Sommer (o.J.), S. 32.

30 Anders ist dies in Berufen, in denen keine Mangelsituation 
vorliegt. Hier gelingt es Arbeitgebern häufig, einschlägig qualifi­
ziertes Personal ohne Unterbrechungszeiten zu finden; die Einar­
beitung von Berufsrückkehrerinnen erfordert somit im Vergleich 
zu jener der anderen Stellenbewerber höheren Aufwand.

31 Kasmann, Sommer (o.J.), S. X.

32 Kasmann, Sommer (o.J.), S. 31.

33 Kasmann, Sommer (o.J.), S. 10 ff.

34 Aus unserer Sicht stellt sich die Frage, ob diese Einarbei­
tungszeiten auch im Nachhinein als ausreichend anzusehen sind, 
da die volle Einsetzbarkeit der eingearbeiteten Krankenschwe­
stern mehrheitlich nicht erreicht wurde.

35 Im DIW-Teilprojekt war mehr als die Hälfte der Frauen, die als 
Verweigerungen registriert wurden, nicht mehr beim ursprüngli­
chen Arbeitgeber beschäftigt. Im Krankenschwestern-Teilprojekt 
dürften ähnliche Relationen gelten.

36 Aus der Drittbefragung liegen im ISAB-Teilprojekt Angaben 
für 55 vH aller geförderten Frauen, im DIW-Teilprojekt für 82 vH 
aller geförderten Frauen vor.
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für 10 bis 15 vH aller geförderten Berufsrückkehrerin­
nen des DIW-Teilprojektes das Scheitern der Berufs­
rückkehr angenommen werden; im ISAB-Teilprojekt 
dürfte die Quote etwas höher liegen.

— Für die beteiligten Arbeitgeber ist der Erfolg der Einar­
beitung u.a. daran zu messen, daß die neue Mitarbeite­
rin nicht nur während der Einarbeitungszeit, sondern 
länger im Betrieb beschäftigt bleibt. Im Krankenschwe- 
stern-Teilprojekt haben 24 vH der geförderten Frauen in 
der Abschlußbefragung angegeben, daß sie nicht mehr 
in der einarbeitenden Einrichtung beschäftigt sind37. 
Es ist zu verm uten, daß diese Quote wegen der Antwort­
verweigerungen das tatsächliche Ausmaß unter­
schätzt. Im DIW-Teilprojekt ergibt die Auswertung der 
Abschlußbefragungen der Arbeitgeber und der Berufs­
rückkehrerinnen, daß knapp ein Drittel der geförderten 
Frauen ein halbes Jahr nach Ende der Einarbeitung 
nicht mehr im Einarbeitungsbetrieb beschäftigt ist.

— Für die Arbeitgeber ist weiter wichtig, daß die Berufs­
rückkehrerin voll am Arbeitsplatz eingesetzt werden 
kann und gut in den Betrieb integriert ist. Folgt man den 
Angaben der Arbeitgeber oder Vorgesetzten, so ist dies 
den vom DIW begleiteten Modellversuchen deutlich 
besser gelungen als denen im Bereich der Kranken­
pflege. In den DIW-Befragungen haben die Arbeitgeber 
angegeben, daß 6 Monate nach Abschluß der Einarbei­
tungsmaßnahmen fast alle bei ihnen beschäftigten Be­
rufsrückkehrerinnen gut integriert sind (97 vH), rund 
ein Viertel der Vorgesetzten der Krankenschwestern 
meinte, daß die Berufsrückkehrerinnen bei den Kolle­
ginnen und Kollegen weniger beliebt sind, weil sie zu 
bestimmten Zeiten nicht arbeiten wollen38. Aus Sicht 
der Vorgesetzten ist die Akzeptanz eines Teils der Kran­
kenschwestern auf den Stationen auch deswegen be­
einträchtigt, weil sie veraltete Pflegeauffassungen ver­
treten und nicht selbständig arbeiten können39. Letzte­
res spiegelt bereits die Einschätzung der Leistungen 
der wieder eingearbeiteten Krankenschwestern.

— Die Einarbeitungsmaßnahmen im Bereich der Kran­
kenpflege haben nach Auffassung der Vorgesetzten 
mehrheitlich nicht ausgereicht, die Berufsrückkehre­
rinnen 3 Monate nach Ende der Einarbeitungsmaß­
nahme als vollwertige Fachkräfte einzusetzen. Zwei 
Drittel der Vorgesetzten meinen, daß die Berufsrück­
kehrerinnen für bestimmte Tätigkeiten (insbesondere 
verantwortungsvolle) nicht eingesetzt werden können 
und daß sie noch große Wissenslücken haben. Mehr 
als die Hälfte bejaht die Frage, daß diese eine Bela­
stung für die Station sind, und die meisten meinen, daß 
die Berufsrückkehrerinnen weitere Anleitung benöti­
gen, weil sie noch unsicher sind40. Die Aussagen der 
Arbeitgeber über die bei ihnen beschäftigten Berufs­
rückkehrerinnen in anderen Berufen (DIW-Teilprojekt) 
sind 4 Wochen nach Ende der Einarbeitung wesentlich 
positiver: Von 70 vH der Frauen erwarten die Arbeitge­
ber mindestens die gleichen Leistungen wie von ande­

ren, darunter 16 vH, von denen wegen der besonderen 
Einarbeitung höhere Leistungen erwartet werden. Nur 
gut ein Viertel wird noch einige Zeit Unterstützung 
brauchen.

— In beiden Teilprojekten sind etwa vier Fünftel der er­
werbstätigen Berufsrückkehrerinnen in Teilzeit be­
schäftigt; allerdings arbeiten 14 vH der beschäftigten 
Krankenschwestern 8 bis 15 Stunden pro Woche und 
sind folglich nicht oder nur eingeschränkt sozialver­
sicherungspflichtig41. Im DIW-Teilprojekt sind nur 5 
Frauen wegen einer wöchentlichen Arbeitszeit von we­
niger als 18 Stunden nicht in der Arbeitslosenversiche­
rung, während die Geringfügigkeitsgrenze für die 
Renten- und Krankenversicherung (15 Wochenstun­
den) von allen Frauen überschritten wird.

— In beiden Teilprojekten äußern sich rund drei Viertel der 
geförderten Frauen zufrieden oder sehr zufrieden mit 
der Einarbeitungsmaßnahme. In der jeweils letzten Be­
fragung, die mehrere Monate nach dem Ende der Ein­
arbeitung durchgeführt wurde, geben fast alle Frauen 
an, daß sie gut mit den Kolleginnen und Kollegen aus- 
kommen und (75 vH bzw. 83 vH) auch von diesen als 
vollwertige Fachkraft akzeptiert werden. Allerdings wird 
die Möglichkeit der Teilzeitbeschäftigung mit Dienstzei­
ten, die von den üblichen Schichtzeiten abweichen, von 
den Kolleginnen und Kollegen der in ihren Beruf zu­
rückgekehrten Krankenschwestern häufiger als unge­
rechte Privilegierung angesehen; rund 30 vH der geför­
derten Krankenschwestern berichten entsprechend42. 
Im DIW-Teilprojekt berichten nur 5 Berufsrückkehrerin­
nen über Vorbehalte ihrer Kollegen.

Für die relativ schlechte Beurteilung der Krankenschwe­
stern durch ihre Vorgesetzten 3 Monate nach Ende der Ein­
arbeitungsmaßnahme gibt es mehrere Erklärungsmöglich­
keiten:

Zum ersten gibt es in einem Teil der Modellversuche im 
Bereich der Krankenpflege Hinweise darauf, daß die Einar­
beitungsmaßnahmen die Berufsrückkehrerinnen tatsäch­
lich nur unzureichend auf ihre beruflichen Tätigkeiten vor­
bereitet haben. Obwohl der theoretische Unterricht von 
den Frauen mehrheitlich sehr gut beurteilt wurde, meinen 
37 vH am Ende der Einarbeitungsmaßnahme, daß wichtige 
Fächer gefehlt haben, und nach Ansicht von 20 vH hat das 
Gelernte wenig Nutzen für die Praxis. Die Kooperation zwi­
schen den für die theoretische Schulung Verantwortlichen 
und denen, die für die praktische Einarbeitung zuständig 
waren, war nach Angaben der Schulungspersonen etwa 
bei der Hälfte der Maßnahmen nicht befriedigend. Rund

37 Kasmann, Sommer (o.J.), S. 53 ff.

38 Auch von den Berufsrückkehrerinnen selbst wird über ent­
sprechende Vorbehalte ihrer Kolleginnen und Kollegen berichtet.

39 Kasmann, Sommer (o.J.), S. 62 f.

41 Kasmann, Sommer (o.J.), S. 53 f.

42 Kasmann, Sommer (o.J.), S. 40 f. und 57 ff.
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ein Drittel der geförderten Krankenschwestern gibt an, 
ohne praktische Anleitung auf den Stationen gleich voll ge­
arbeitet zu haben, ein Fünftel hatte kaum Gelegenheit, Fra­
gen zu stellen43.

Zum zweiten wurde nur rund ein Drittel der Kranken­
schwestern bereits während der Maßnahme auf der Station 
eingearbeitet, auf der sie später eingesetzt wurden44. An­
ders als im DIW-Teilprojekt fehlt in diesen Fällen der direkte 
Bezug der Einarbeitung zum Arbeitsplatz; wie bei jedem in­
nerbetrieblichen Stellenwechsel erfordert der Stations­
wechseleine Einarbeitung am Arbeitsplatz. Dies könnte er­
klären, daß aus Sicht der Stationsleitungen die Berufsrück­
kehrerinnen mehrheitlich noch eine Belastung darstellen; 
dagegen spricht, daß zum Zeitpunkt dieser Befragung 
auch bei Stationswechsel die Einarbeitung am Arbeitsplatz 
bereits abgeschlossen sein müßte.

Zum dritten waren die Stationsleitungen als Vorgesetzte 
der Berufsrückkehrerinnen an der Entscheidung, auf der 
Station eine Berufsrückkehrerin einzuarbeiten und einzu­
setzen, häufig nicht beteiligt45. Nicht Mängel der Einarbei­
tung, sondern eine unzureichende Einbindung der Vorge­
setzten in die Entscheidung, eine Berufsrückkehrerin ein­
zusetzen, Vorbehalte gegenüber der Gruppe der Berufs­
rückkehrerinnen allgemein und möglicherweise auch 
(mehr oder weniger offene) Konflikte auf den Stationen 
(z.B. über die Diensteinteilung), könnten die mehrheitlich 
negative Beurteilung der Berufsrückkehrerinnen durch 
ihre Vorgesetzten erklären. An den vom DIW begleiteten 
Modellversuchen haben sich dagegen überwiegend Klein­
betriebe beteiligt, in denen zumeist flache Hierarchien be­
stehen. Die Entscheidung für die Einstellung einer Berufs­
rückkehrerin ging daher häufig von denselben Personen 
aus, die dann als Vorgesetzte mit der Berufsrückkehrerin

zusammenarbeiteten und deren Leistungen im Fragebo­
gen beurteilten.

Die Berufsrückkehrerinnen in beiden Teilprojekten be­
werten ihren Wiedereinstieg mehrheitlich als gelungen. 
Nach Auffassung von 44 vH der geförderten Kranken­
schwestern und sogar 70 vH der geförderten Berufsrück­
kehrerinnen in anderen Berufen wäre der berufliche Wie­
dereinstieg ohne die Einarbeitung nicht möglich ge­
wesen46. Je besser den Frauen der berufliche Wiederein­
stieg gelungen ist, desto häufiger haben sie im DIW-Teil- 
Projekt dieser Aussage zugestimmt. Die geringere Zustim­
mung im ISAB-Teilprojekt könnte damit Zusammenhän­
gen, daß die Modellversuche in diesem Berufsbereich 
nicht ganz so erfolgreich bewertet werden — aber auch mit 
der eingangs beschriebenen Situation auf diesem Teilar­
beitsmarkt, der sich günstig für Stellenbewerberinnen aus­
wirkt. Mehrheitlich wird auch der Zeitpunkt des Wiederein­
stiegs als adäquat angesehen; nur wenige der geförderten 
Berufsrückkehrerinnen halten den Zeitpunkt rückblickend 
für zu früh, aber 30 vH der wiedereingestiegenen Kranken­
schwestern und 23 vH der Berufsrückkehrerinnen in ande­
ren Berufen sagen nach der Einarbeitung, daß der berufli­
che Wiedereinstieg zu einem früheren Zeitpunkt besser 
gewesen wäre.

43 Kasmann, Sommer (o.J.), S. 45 ff. Zu erinnern ist dabei auch 
an die relativ kurze Dauer der Mehrzahl der Einarbeitungsmaß­
nahmen.

44 Kasmann, Sommer (o.J.), S. 69.

45 Kasmann, Sommer (o.J.), S. XVI und S. 50.

46 Ergebnisse der Abschlußbefragung, jeweils in vH der be­
schäftigten Berufsrückkehrerinnen. Eigene Berechnungen nach 
Kasmann, Sommer (o.J.), S. 53 und 94.
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Vorgehensweise der 
wissenschaftlichen Begleitung 

und Datengrundlage des Berichts

1. Grundzüge der wissenschaftlichen Begleitung

Die wissenschaftliche Begleitforschung des DIW setzt 
auf drei Ebenen an:

1. Modellprogrammebene: Ziel dieses Arbeitsschrittes 
ist es, die verschiedenen Modellversuche im Rahmen des 
Modellprogramms zu vergleichen und danach zu beurtei­
len, wie gut sie unter den jeweiligen Bedingungen eine er­
folgreiche Wiedereingliederung von Frauen ermöglichen. 
Grundlage hierfür ist die Beobachtung, Dokumentation 
und Analyse der einzelnen Modellversuche auf der Basis 
von Informationen der Betriebe, der Modellträger und der 
Frauen. Zentrale Bedeutung haben die dreimaligen schrift­
lichen Befragungen aller am Modellprogramm beteiligten 
Berufsrückkehrerinnen und Betriebe zu Beginn der Einar­
beitungsmaßnahme, kurz nach ihrem Ende und noch ein­
mal mit einem zeitlichen Abstand von etwa sechs Monaten 
(vgl. Abbildung A1). Die erhobenen Daten wurden zu 
Längsschnittdatensätzen verknüpft und geben Aufschluß 
über Erfahrungen, Erwartungen und Bewertungen der ver­
schiedenen Beteiligten und über Veränderungen im Ver­
lauf eines Modellversuchs. Die Themenschwerpunkte der 
schriftlichen Befragungen können der Übersicht A1 ent­
nommen werden.

Anhang
Erstes Leitfadengespräch 

mit dem Modellträger

Telefonische Ko ntaktaufnähme 

mit dem Arbeitgeber

Erste schriftliche Befragung 

der Frauen /Arbeitgeber

Abbildung A1

Zweites Leitfadengespräch 

mit dem Modellträger

Befragungsdesign

Zweite schriftliche Befragung 

der Frauen / Arbeitgeber

Dritte schriftliche Befragung 

der Frauen I Arbeitgeber

c a c a

4 Wo. 4 Wo.

Einarbeitungsmaßnahme Erwerbstätigkeit I
t_0 Dauer 1 -1 2  Monate

t -0 : Beginn der Einarbeitung t-1 : Ende der Einarbeitung t-2 : ca 6 Monate nach Ende der Einarbeitung

DIW 1994

Darüber hinaus wurden die Antragsunterlagen der Ar­
beitgeber und Modellträger ausgewertet und leitfadenge­
stützte Interviews mit den Modellträgern durchgeführt. Alle 
beteiligten Arbeitgeber wurden zu Beginn der Einarbei­
tungsmaßnahme telefonisch befragt; Ziel war es dabei vor­
rangig, nach der Auswertung der Antragsunterlagen ver­
bliebene Unklarheiten auszuräumen. Bei dieser Gelegen­
heit wurden Ziele und Vorgehensweise der wissenschaft­
lichen Begleitung vorgestellt, und es wurde um Unterstüt­
zung geworben. In Fällen, in denen das Ausscheiden einer 
Berufsrückkehrerin aus dem Einarbeitungsbetrieb be­
kannt wurde, führte das DIW leitfadengestützte Abschluß­
interviews mit den Arbeitgebern durch. In Einzelfällen fan­
den auch mit den Berufsrückkehrerinnen zusätzliche Ge-

Übersicht A1
Themenschwerpunkt der Fragebogen

I. Frauen

1. Befragung:

— Wie setzt sich der Kreis der Berufsrückkehrerinnen hin­
sichtlich der sozio-demographischen Struktur, des schuli­
schen und beruflichen Werdegangs, der Dauer der Fami­
lienphase sowie der derzeitigen persönlichen Einstellun­
gen und Meinungen zu den Einarbeitungsmaßnahmen 
zusammen?

2. Befragung:

— Wie zufrieden sind die Berufsrückkehrerinnen mit der Ein­
arbeitung und dem jetzigen Arbeitsplatz?

— Gibt es Unterschiede zwischen den Vorstellungen der Be­
rufsrückkehrerinnen und dem tatsächlichen Ablauf der 
Einarbeitungsmaßnahmen ?

— Wie beurteilen die Berufsrückkehrerinnen ihre beruflichen 
Zukunftsperspektiven ?

3. Befragung:

— Wie beurteilen die Berufsrückkehrerinnen ihren berufli­
chen Wiedereinstieg im nachhinein?

— Was hat sich in den Meinungen und Einschätzungen der 
Berufsrückkehrerinnen verändert?

— Hat sich die berufliche Situation der Berufsrückkehrerin­
nen verändert?

II. Betriebe

1. Befragung

— Angaben zum Betrieb/Unternehmen
— Aus welchen Gründen nehmen die Betriebe/Unternehmen 

am Programm teil?
— Wie sind die Einarbeitungsmaßnahmen konzipiert und was 

beinhalten sie?
— Welche Aufgaben haben etwaige Modellträger über­

nommen?

2. Befragung:

— Wie zufrieden sind die Betriebe/Unternehmen mit der Ein­
arbeitung und den Leistungen der Berufsrückkehrerinnen?

— Gibt es Unterschiede zwischen der Planung und dem tat­
sächlichen Ablauf der Einarbeitungsmaßnahmen ?

— Wie wird die eingearbeitete Berufsrückkehrerin inzwischen 
eingesetzt?

3. Befragung:

— Wie beurteilen die Betriebe die Integration der Berufsrück­
kehrerin in den Betrieb?

— Wie beurteilen die Betriebe das Konzept und die Ausfüh­
rung der Einarbeitung der Berufsrückkehrerin?

— Was hat sich in den Meinungen und Einschätzungen der 
Berufsrückkehrerinnen verändert?
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Abbildung A2

Frauen in geförderten Maßnahmen
200
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Modellträger Modellträger Quelle: Maßnahmedatei, D IW 1994

spräche statt; dies vor allem bei Unklarheiten und Wider­
sprüchen. Einige Berufsrückkehrerinnen haben sich auch 
telefonisch oder schriftlich an das DIW gewandt, um auf 
Mißstände hinzuweisen. Die ursprünglich vorgesehenen 
Gruppendiskussionen mit Teilnehmerinnen einzelner Ein­
arbeitungsmaßnahmen konnten bedauerlicherweise nur in 
einem Fall durchgeführt werden, weil es — anders als bei 
der Konzeption des Modellprogramms vorgesehen — nur 
sehr wenige Maßnahmen gegeben hat, bei denen mehrere 
Berufsrückkehrerinnen gleichzeitig eingearbeitet wurden.

Die Kombination verschiedener Erhebungsverfahren 
(schriftliche Befragungen mit überwiegend geschlossenen 
Fragen, leitfadengestützte Interviews, Auswertung der mit 
der Antragstellung eingereichten Unterlagen) und die Ein­
beziehung alle beteiligten Akteure (Arbeitgeber, Frauen, 
Modellträger) ist insbesondere in der Anlage als Panelun­
tersuchung zwar methodisch sehr aufwendig; nur so konn­
ten aber Veränderungen im Verlauf eines Modellversuchs 
ebenso berücksichtigt werden wie die (teilweise unter­
schiedlichen) Sichtweisen der verschiedenen Akteure.

2. Modellprogrammübergreifende Untersuchung und 
Evaluation: Ziel ist es, das Modellprogramm aus gesamt­

wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Sicht zu evaluieren. 
Im Rahmen des Modellprogramms konnte eine begrenzte 
Zahl von Frauen durch besondere Modellversuche wieder 
eingearbeitet werden. Zu untersuchen war ob — und ggf. 
wie — sich diese Teilgruppe von den potentiellen Berufs­
rückkehrerinnen insgesamt unterscheidet und welche ge­
sellschaftliche Relevanz die Berufsunterbrechung und Be­
rufsrückkehrer von Frauen hat. Dazu wurden gezielte Ana­
lysen mit dem Sozio-ökonomischen Panel durchgeführt47. 
Bereits zur Vorbereitung des Modellprogramms hat das 
DIW für das Bundesministerium für Familien, Senioren, 
Frauen und Jugend ein Kurzgutachten zu Bestands- und 
Entwicklungsdaten zur Struktur des Arbeitsmarktes unter 
besonderer Berücksichtigung von Frauenarbeitsplätzen 
ausgearbeitet48.

47 Das Sozio-ökonomische Panel ist eine Wiederholungsbefra­
gung, mit der repräsentative Informationen über Personen und 
Haushalte erhoben werden. Vgl. Projektgruppe Sozio-ökonomi- 
sches Panel (1993), S. 27ff. — Vgl. Behringer, Schulz (1992), 
S. 397ff. — Kirner, Schulz (1992a), S. 249 ff. — Kirner, Schulz 
(1992b), S. 17ff.

«  Stille (1989).
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3. Vorschläge für die Übertragbarkeit der Ergebnisse: 
Zur Förderung der Übertragbarkeit der Ergebnisse des Mo- 
dellprogramms werden auf den Grundlage der Erkennt­
nisse der wissenschaftlichen Begleitung Stellungnahmen 
und Kurzfassungen für das Bundesinisterium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend ausgearbeitet.

2. Beteiligung am Modellprogramm 
und an den Befragungen

Abbildung A2 zeigt die Zahl der im Rahmen des Modell­
programms insgesamt geförderten Frauen in den vom DIW 
wissenschaftlich begleiteten Berufsbereichen. Die erste 
Einarbeitungsmaßnahme hat im August 1990 begonnen, 
im Januar 1991 war ein Stand von 40 beteiligten Frauen er­
reicht. Bis zum Jahresende 1992 ist die Zahl der geförder­
ten Frauen kontinuierlich gestiegen, danach gab es einen 
Beteiligungsschub. Dieser ist vermutlich auf die medien­
wirksame Vorstellung der Zwischenergebnisse des Modell­
programms auf einer Tagung des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend im Herbst 1992 zu­
rückzuführen. Die Zahl der Maßnahmen mit Modellträgern 
hat seit dem vierten Quartal 1991 nur noch geringfügig zu­
genommen, während die Maßnahmen ohne Modellträger 
wesentlich an Bedeutung gewonnen haben.

Bis zum 30.06.1993 haben insgesamt 192 Frauen bei 157 
Betrieben mit der Einarbeitung begonnen49. Zwei Modell­
träger haben ergänzend zu den betrieblichen Einarbei­
tungsmaßnahmen besondere Qualifizierungsmaßnahmen 
für Berufsrückkehrerinnen durchgeführt, fünf Modellträger 
haben die Koordinierung von Betrieben und Berufsrück­
kehrerinnen übernommen.

Von den insgesamt 192 geförderten Frauen wurden vier 
Wochen nach dem Beginn der Einarbeitungsmaßnahme 
184 angeschrieben und um die Beantwortung des Frage­
bogens gebeten (Tabelle). Acht Frauen konnten nicht in die 
empirischen Erhebungen einbezogen werden: In einigen 
Fällen hat das DIW erst nach Abschluß der Einarbeitungs­
maßnahme Kenntnis vom Modellversuch erhalten, in den 
anderen Fällen wurden die Maßnahmen sehr rasch nach 
dem Beginn abgebrochen. Nur 10 Frauen haben trotz 
mehrmaliger Mahnungen nicht geantwortet oder über 
ihren Arbeitgeber erklären lassen, daß sie sich an der wis­
senschaftlichen Begleitung nicht beteiligen wollen; solche 
Verweigerungen waren in der zweiten und dritten Welle 
sogar noch seltener. Diese Frauen wurden in den Folgebe­
fragungen nicht erneut angeschrieben.

Einige der am Modellprogramm beteiligten Betriebe 
haben mehrere Einarbeitungsmaßnahmen durchgeführt. 
Soweit diese Einarbeitungsmaßnahmen nicht gleichzeitig 
erfolgten, haben die Arbeitgeber die jeweiligen Fragebö­
gen entsprechend der Häufigkeit ihrer Teilnahme mehr­
fach erhalten. Insgesamt wurde der erste Fragebogen an 
die Betriebe 165 mal versandt, der zweite Fragebogen 
157 mal und der dritte Fragebogen 134 mal. Die deutliche 
Verringerung der Fallzahlen zwischen den Befragungen ist

Datengrundlage des Berichts und Rücklaufquoten

Befragungen

Anzahl
verschickter
Fragebögen

(absolut)
Rücklauf
(absolut)

Rücklauf­
quote 
(in vH)

Berufsrückkehrerinnen
1. Befragung 184 174 95
2. Befragung 173 168 97
3. Befragung 166 158 95

Arbeitgeber1)
1. Befragung 165 165 100
2. Befragung 157 156 99
3. Befragung 134 132 99

1) Bei mehrfacher Beteiligung wurden Betriebe entsprechend 
der Häufigkeit ihrer Teilnahme gezählt. DIW 1994.

vor allem darauf zurückzuführen, daß die Betriebe nicht 
mehr in die Befragung einbezogen wurden, bei denen die 
Berufsrückkehrerin bereits vor dem Befragungszeitpunkt 
ausgeschieden war und das DIW davon Kenntnis erhalten 
hat. In diesen Fällen wurde mit den Betrieben ein telefoni­
sches Abschlußinterview geführt. Die betroffenen Frauen 
wurden auch nach ihrem Weggang aus dem Einarbei­
tungsbetrieb weiter in die schriftlichen Befragungen einbe­
zogen; in einem Teil der Fälle wurden zusätzlich leitfaden­
gestützte Interviews durchgeführt.

Da die Arbeitgeber — anders als die einbezogenen Be­
rufsrückkehrerinnen — zur Zusammenarbeit mit der wis­
senschaftlichen Begleitung verpflichtet sind, war hier eine 
Rücklaufquote von nahezu 100 vH zu erwarten; dabei 
mußte allerdings nicht selten mehrfach und nachdrücklich 
gemahnt werden. Erfreulicherweise ist aber auch bei den 
Berufsrückkehrerinnen die Rücklaufquote ausgesprochen 
hoch; sie lag bei der Erstbefragung bei 95 vH, bei der 
Zweitbefragung bei 97 vH und bei der Drittbefragung wie­
der bei 95 vH.

Sowohl die Frauen, die bei der Erstbefragung aus den 
genannten Gründen nicht angeschrieben werden konnten, 
als auch die Frauen, die bei der Erstbefragung die Teil­
nahme verweigerten, werden als „qualitätsneutrale Aus­
fälle” behandelt, weil keine Hinweise dafür vorliegen, daß 
unter ihnen eine bestimmte Gruppe, z.B. Abbrecherinnen, 
überproportional vertreten ist. Es kann davon ausgegan­
gen werden, daß eine Nichtberücksichtigung dieser Be­
rufsrückkehrerinnen die Aussagen nicht verzerrt. Anders 
wird dies bei den Frauen bewertet, die zwar an der Erstbe­
fragung teilgenommen haben, dann aber die Beantwor­
tung des zweiten oder des dritten Fragebogens verweiger­
ten. Hier sind nach unseren Erkenntnissen Abbrecherin­
nen bzw. Frauen, die den Arbeitgeber gewechselt haben, 
überproportional vertreten. Eine Nichtbeachtung dieser 
Berufsrückkehrerinnen würde somit die Stichprobe ver­

49 1993 wurden nur noch Bewilligungen für Maßnahmen ausge­
sprochen, die spätestens am 30.06.1993 beginnen sollten.
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zerren, sie sind deshalb in der Basis der Auswertungen ent­
halten.

Von den Betrieben konnten in der Erstbefragung drei Be­
triebe nicht angeschrieben werden, weil die Maßnahme 
kurz nach Beginn abgebrochen wurde. Dies wird wie bei 
den Frauen als „qualitätsneutraler Ausfall”  betrachtet. Von 
den angeschriebenen 154 Betrieben konnten Angaben 
über 189 Berufsrückkehrerinnen erhoben werden. Aus der 
ersten Betriebsbefragung liegen somit über mehr Frauen 
Informationen vor als aus der Befragung der Berufsrück­

kehrerinnen. Dies gilt auch für die Zweitbefragung. Hier hat 
ein Betrieb die Antwort verweigert, und es liegen Informa­
tionen über 179 Frauen vor. In der Drittbefragung haben 
zwei Arbeitgeber nicht geantwortet. Bei den Antwortver­
weigerungen der Zweit- und Drittbefragung kann vermutet 
werden, daß es sich um Betriebe handelt, die mit dem Mo­
dellprogramm und/oder ihrer neuen Mitarbeiterin nicht zu­
frieden waren. Diese Betriebe sind in die Basis der Auswer­
tungen einbezogen, um eine Stichprobenverzerrung zu 
vermeiden.
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Zusammenfassung Summary

Beruflicher Wiedereinstieg nach der Familienphase

Die Wiedereingliederung von Frauen in das Erwerbs­
leben nach Zeiten ausschließlicher Familientätigkeit wird 
seit 1990 vom Bundesministenum für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend mit Hilfe von Einarbeitungszuschüs­
sen gefördert. Im Rahmen der wissenschaftlichen Beglei­
tung hat das DIW die am Modellprogramm beteiligten Be­
rufsrückkehrerinnen und Arbeitgeber über ihre Einschät­
zung zum Verlauf des Wiedereinstiegs und ihrer Zufrieden­
heit befragt.

Sowohl aus der Sicht der Frauen als auch der Arbeitge­
ber ist die berufliche Wiedereingliederung in der Mehrzahl 
der Fälle erfolgreich gelungen:

— Gut die Hälfte der Berufsrückkehrerinnen ist mit ihrer 
beruflichen und privaten Situation voll zufrieden, rund 
ein Drittel ist teilweise zufrieden und lediglich jede sie­
bente hatte ernsthafte Probleme. Dennoch übt jede 
fünfte Frau Tätigkeiten mit geringem fachlichen An­
spruchsniveau aus.

— Nach Meinung der Arbeitgeber ist zwei Dritteln der 
Frauen der berufliche Wiedereinstieg voll, weiteren 
10 vH teilweise gelungen. Jede fünfte Frau hatte zwar 
ihren ursprünglichen Einarbeitungsbetrieb verlassen. 
Doch auch für diese Frauen liegen für 40 vH grundsätz­
lich positive Einschätzungen des Modellprogramms 
vor.

Reentry of Women into the Labour Force

To support the reentry of women into the labour force 
after a break for child-raising (family phase) the federal 
ministry of family, senior, women and youth gives wage sub­
sidies to employers who train or retrain the women for their 
job. The DIW accompanies this program scientifically since 
its start in 1990. The course of and the satisfaction with the 
reintegration into work were subjects of a longitudinal 
survey of the women and the employers taking part in the 
program.

The women as well as the employers evaluate the reentry 
in the labour force as being successful in most of the 
cases:

— More than the half of the women are (fully) satisfied with 
their new work and are able to reconcile job and family. 
Round a third of the women are not fully satisfied and 
only any seventh had serious problems. But any fifth 
had a not qualified job.

— In the view of the employers two of three women had a 
completely successful reintegration into the job, an­
other ten percent had a partial successful reentry. Any 
fifth woman had left her employer. But even for these 
women 40 percent of the employers have a generally 
positive estimation of the program.
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